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Allgemeine Vertragsinformationen
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

1. Identität des Versicherers

VHV Allgemeine Versicherung AG
Rechtsform Aktiengesellschaft
Registergericht Amtsgericht Hannover
Registernummer HRB 57331
USt-IdNr. DE 815 099 837
Postanschrift 30138 Hannover
Hausanschrift und 
Sitz der Gesellschaft VHV-Platz 1

30177 Hannover
(ladungsfähige Anschrift)

Vorstand: Thomas Voigt (Sprecher),
Dr. Per-Johan Horgby, 
Dr. Sebastian Reddemann, 
Dr. Angelo O. Rohlfs 

Vorsitzender 
des Aufsichtsrates Uwe H. Reuter

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versiche-
rungsgeschäft in den folgenden Versicherungssparten: 
– Kraftfahrtversicherung,
– Allgemeine Haftpflichtversicherung,
– Sachversicherung inkl. Technische Versicherung,
– Unfallversicherung,
– Kautionsversicherung. 

3. Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen

Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und uns
gelten der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen und die
Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die für die
einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonderen Be -
dingungen, Zusatzbedingungen, Tarifbestimmungen und
Sondervereinbarungen.

4. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leis -
tungen entnehmen Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem
Versicherungsschein und den zugrunde liegenden Vertrags-
bestimmungen. 

5. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamt-
beitrag einschließlich der gesetzlichen Versicherungsteuer
und der Zeitraum, für den der Beitrag zu zahlen ist, sind im
Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen.

6. Zusätzliche Kosten

Bei Beitragsrückständen berechnen wir Mahnkosten; bei
Rück läufern im Lastschriftverfahren behalten wir uns vor,
Ihnen die Bankgebühren in Rechnung zu stellen. Weitere
Gebühren oder Kosten, z.B. für die Antragsbear beitung
werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekom-
munikationsgebühren anfallen, die über die nor malen Tele-
fonkosten hinausgehen, werden diese bei der jeweiligen
Telefonnummer angegeben. 

7. Beitragszahlung

Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen.
Diese Termine, die Zahlungsart und die Zahlungsweise kön-
nen Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 

8. Gültigkeitsdauer des Angebots

Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen
liegen die Beiträge, Versicherungsleistungen, Versicherungs-

bedingungen und Verbraucherinformationen zugrunde, die
zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten. 

9. Zustandekommen des Vertrags

Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre
und unsere inhaltlich übereinstimmende Vertragserklärung
(Willenserklärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragser-
klärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen. 

Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getrof-
fenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung
und Hinweisen auf die damit verbundenen Rechtsfolgen – in
Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unver-
züglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des
Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass
Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht unverzüglich,
sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 

Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten
der Vertragsgestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer
vorläufigen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zu -
nächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbe-
sondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhand-
lungen oder Vorlage des Versicherungsscheins über den
endgültigen Versicherungsschutz endet. 

10. Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Ver-
sicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließ-
lich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der
VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Beleh-
rung jeweils in Textform erhalten haben, bei Verträgen im
elektronischen Geschäftsverkehr jedoch nicht vor Erfüllung
unserer Pflichten gemäß § 312g Abs. 1 Satz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

VHV Allgemeine Versicherung AG, 30138 Hannover
Fax: 0511.907-89 99, E-Mail: service@vhv.de

11. Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags,
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil
des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Wider-
rufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei
handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt
berechnet:

Anzahl der Tage, an                 1/360 des Jahresbeitrags
denen Versicherungsschutz  x           bzw. 
bestanden hat                          1/30 des Monatsbeitrags

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unver-
züglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
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Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt ist, bestimmt sich abwei-
chend von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zustän-
digkeit nach unserem Sitz. 

15. Anzuwendende Sprache

Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in
deutscher Sprache mit; während der Laufzeit dieses Ver-
trags kommunizieren wir mit Ihnen in deutscher Sprache. 

16. Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsver-
fahren

Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein 

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
Tel.: 0800 3696000
Fax: 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Sollten Sie als Verbraucher im Verlauf des Vertragsverhält-
nisses mit einer unserer Entscheidungen nicht einverstan-
den sein, haben Sie zur außergerichtlichen Streitbeilegung
die Möglichkeit, den Versicherungsombudsmann als neu-
tralen Schlichter zu kontaktieren. Für uns als Versicherer
ist dessen Entscheidung bei einem Streitwert bis zu
10.000 Euro verbindlich. Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu
beschreiten, bleibt davon unberührt. 

17. Aufsichtsbehörde

Sind Sie mit der Betreuung durch uns nicht zufrieden oder
treten Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwick-
lung auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige
Aufsichtsbehörde wenden: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn
Tel.: 0228 4108-0
Fax: 0228 4108-1550
E-Mail: poststelle@bafin.de

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist
und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

18. Hinweis für bestehende Verträge

Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlos-
sen wurde, gilt die Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte 
Hannoversche Versicherung a.G. fort.

Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezoge-
ne Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von
uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht
ausgeübt haben.

Ende der Widerrufsbelehrung

12. Laufzeit des Vertrags

Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein
Jahr. Nach Ablauf des ersten Versicherungsjahres verlän-
gert sich der jeweilige Vertrag stillschweigend von Jahr zu
Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. Etwaige
Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder dem
Versicherungsschein. 

13. Beendigung des Vertrags

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen
oder uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf des Ver -
sicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei
Verträgen, die von vornherein einen festen Endtermin vor -
sehen, endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden
Fällen:
– für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach

dem Versicherungsfall,
– für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
– für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten 
Allgemeinen Bedingungen entnehmen. Gesetzliche Kün -
digungsrechte bleiben hiervon unberührt. 

14. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht

Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist
das Recht der Bundesrepublik Deutschland anwendbar.

Der allgemeine Gerichtsstand für Klagen gegen uns ist Han-
nover. Als natürliche Person können Sie aber auch an dem
Gericht klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhe-
bung Ihren festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung
eines solchen, Ihr gewöhnlicher Wohnsitz liegt. 

Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig
anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umstän-
den fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene
Umstand
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalles 
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis-

tungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch,
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan-
gen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahr-
lässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwir-
kend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für
den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung
über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses
Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen.
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder
arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände-
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen.
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur beru-
fen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der
VHV Allgemeine Versicherung AG, VHV-Platz 1, 30177 Hannover schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.
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Produktübersicht Wohngebäude
Stand: 07.2018

 KLASSIK-GARANT 
LEISTUNGS-UPDATE-GARANTIE 
Home-Service / Vermittlung von Handwerkern / 24 Stunden täglich / 365 Tage im Jahr 
Feuer
Beitragsfreie Rohbauversicherung für 24 Monate  
Überspannungsschäden durch Blitz bis zur VS 
Implosion, Nutzwärmeschäden, Verpuffung, Überschalldruckwellen
Rauch, Ruß-, Seng-, Schmorschäden  
Blindgängerschäden
Auf- bzw. Anprall Luft-, Land- und Wasserfahrzeuge
Leitungswasser
Aquarien / Wasserbetten / Dekoelemente (z. B. Zimmerbrunnen/Wassersäulen)
Fußbodenheizung, Klima-, Wärmepumpen-,  Solarheizungsanlagen
Wasserzuleitungs- und Heizungsrohre auf und außerhalb des versicherten Grundstücks bis 10.000 Euro
Wasser- und Gasverlust bis 10.000 Euro 
Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche  
Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes bis 10.000 Euro 
Sturm / Hagel
Beitragsfreie Rohbauversicherung für 24 Monate  
Versicherte Kosten
Such- und Leckortungskosten bei Nässeschäden durch defekte Dichtungsfugen in Bad und Dusche
Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten bis 75.000 Euro
Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen bis zur VS (auch für Restwerte)   
Mehrkosten für Technologiefortschritt  
Hotelkosten für 100 Tage (100 Euro pro Tag)
Verkehrssicherungsmaßnahmen bis 2.500 Euro  
Versicherte Sachen / Sonstiges
Grobe Fahrlässigkeit bis 10.000 Euro 
Photovoltaikanlagen im Rahmen der versicherten Gefahren 
Nebengebäude auf dem versicherten Grundstück bis 10.000 Euro 
Vorsorgeversicherung für An- und Umbauten
Sonstiges Zubehör und Grundstücksbestandteile inkl. Öl- und Gastanks 
Innere Unruhen 
Garantie GDV-Musterbedingungen (VGB 2008) / Mindeststandards „Arbeitskreis Beratungsprozesse“
Mietverlust 
Wohnräume bis 24 Monate 



7

ZUSATZLEISTUNGEN

Die Produktbeschreibungen und die Hinweise beziehen sich auf das aktuelle Produkt 12/2016 und sind stark verkürzt wiedergegeben.
Maßgebend ist ausschließlich der Wortlaut der Versicherungsbedingungen.

BAUSTEIN EXKLUSIV 
Feuer
Stromschwankungen oder Kurzschluss 
Wiederbepfl anzung von Gärten bis 2.500 Euro 
Leitungswasser 
Wasserzuleitungs- und Heizungsrohre auf und außerhalb des versicherten Grundstücks bis zur VS  
Ableitungsrohre auf und außerhalb des versicherten Grundstücks bis 10.000 Euro 
Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes bis zur VS 
Wasser- und Gasverlust bis zur VS 
Anlagen zur Regenwasseraufbereitung für die Hausversorgung
Aufwendungen für die Beseitigung von Rohrverstopfungen 
Armaturen bis 1.000 Euro 
Versicherte Kosten  
Graffi tischäden bis 10.000 Euro
Vandalismus, mutwillige Beschädigung an Einfamilienhäusern bis 10.000 Euro
Verkehrssicherungsmaßnahmen bis zur VS 
Gebäudebeschädigung durch unbefugte Dritte im Zwei- oder Mehrfamilienhaus bis zur VS
Dekontaminationskosten bis 10.000 Euro 
Umgestürzte Bäume und Wiederaufforstung bis 10.000 Euro 
Hotelkosten für 200 Tage (100 Euro pro Tag)
Transport- und Lagerkosten bis 12 Monate, provisorische Maßnahmen, Notverschluss
Datenrettungskosten bis 500 Euro
Sachverständigenkosten ab 50.000 Euro Schaden bis zur VS
Erstattung persönlicher Auslagen bis 500 Euro zuzüglich Verpfl egungskosten für Hilfeleistende bis 500 Euro
Entfernung von Bienen-, Hornissen- und Wespennestern
Rückreisekosten aus dem Urlaub
Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten bis zur VS
Versicherte Sachen / Sonstiges
Grobe Fahrlässigkeit bis zur VS  
Alters- und behindertengerechter Wiederaufbau bis 10.000 Euro
Diebstahl von außen fest angebrachter Sachen bis 2.500 Euro
Gasrohre
Nachträglich vom Mieter eingebrachte Sachen
Bissschäden durch wild lebende Tiere aller Art an elektrischen Anlagen, Leitungen, Dämmungen, Unterspannbahnen bis 5.000 Euro
Mietverlust  
Wohnräume bis 36 Monate
Gewerblich genutzte Räume bis 12 Monate, max. 12.000 Euro
Auszug des Mieters infolge eines Schadens, max. 4 Monate
Unterbliebener Vermietung infolge eines Schadens
Nachbarschaftsschäden bis 24 Monate

KONDITIONSDIFFERENZDECKUNG

ÖKOBAUSTEINE
Photovoltaik / Elektronik- und Ertragsausfallversicherung mit erweitertem Allgefahrenschutz für Photovoltaikanlagen / 
Neuwertentschädigung inkl. Bezugs- und Installationskosten / 20 % Vorsorgeversicherung / Ertragsausfall bei ersatzpfl ichtigem Sachschaden  
Windkraft / Feuer-, Leitungswasser-, Sturm- und Hagelschäden an Windkraftanlagen
Energetische Modernisierung / Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene Maßnahmen / bis 10.000 Euro      
Primärenergie / Mehrkosten bei Ausfall der hauseigenen Energiegewinnung / bis 500 Euro    

GLAS
Ein-/Zweifamilienhäuser / auf Basis der Wohnfl äche für Außen- und/oder Mobiliarverglasung   
Mehrfamilienhäuser / auf Basis des Gebäudewertes

ELEMENTARSCHÄDEN 
Elementar I / Überschwemmung durch Witterungsniederschläge, Rückstau, Schneedruck, Dachlawinen, Lawinen, 
Erdsenkung, Erdrutsch, Erdbeben, Vulkanausbruch 
Elementar II / Elementar I, plus Überschwemmung infolge Ausuferung oberirdischer Gewässer

     optional         versichert     VS = Versicherungssumme



Schnelle Hilfe – wann immer Sie sie brauchen

Ob Sie bei uns eine Hausratversicherung oder eine Wohngebäudeversicherung abgeschlossen haben, der VHV-Home-Service steht Ihnen
 jederzeit zur Verfügung. Er ist Bestandteil Ihrer Versicherung. Was auch immer passiert, über die telefonische VHV-Hotline bekommen Sie jede
 erdenkliche Hilfe, zum Beispiel bei Wasserrohrbruch, Brand durch Kurzschluß, Dachabdeckung durch Sturm oder, oder, oder. Wenn etwas passiert,
 organisieren wir Ihnen zu jeder Tages- und Nachtzeit auch an Wochenenden und Feiertagen schnelle Hilfe.

Sie können im Schadenfall gleich die VHV-Hotline-Nummer wählen und unserem Mitarbeiter das Problem schildern. Er vermittelt  Ihnen sofort den
 geeigneten Handwerker bzw. Dienstleister. Dieser meldet sich zur gewünschten Zeit bei Ihnen, um alles Weitere zu vereinbaren. 
So ersparen Sie sich zeitraubende Telefonate und die Suche nach einem Handwerker.
So wird Ihr Schaden aufs Schnellste aus der Welt geschaffen – unkompliziert, zeitsparend, fachgerecht. Ob und in welcher Höhe die entstehenden  
Hand werker- und Dienstleisterkosten übernommen werden, kann erst nach der Einsendung der Schadenmeldung geprü ft werden.

Wir sind immer für Sie da – auch wenn Sie keinen Schadenfall haben. Zum Beispiel weil Sie einen Haushüter während Ihres Urlaubs suchen
oder einen Handwerker für Ihren Umzug benötigen. Einfach die VHV-Hotline anrufen. Wir helfen Ihnen kompetent und schnell. 
Das verstehen wir unter gut aufgehoben.

Noch eine Bitte:
Wenn Sie den Home-Service einmal nutzen wollen, halten Sie bitte die Versicherungsscheinnummer bereit, wenn Sie anrufen.
Sie finden die Versicherungsscheinnummer auf der ersten Seite des Versicherungsscheines oben rechts.

Vielen Dank.

VHV HOME-SERVICE-KARTE
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Abschnitt A

§ 1  Versicherte Gefahren und Schäden 
(Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse

1. Versicherungsfall

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner
Ladung,

b) Leitungswasser,

c) Sturm, Hagel

zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen ab-
handen kommen.

2. Ausschluss Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

a) Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg,
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Re-
bellion oder Aufstand.

b) Ausschluss Innere Unruhen

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere
Unruhen.

c) Ausschluss Kernenergie

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kern-
energie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substan-
zen.

§ 2 Brand, Blitzschlag, Explosion,
Implosion, Luftfahrzeuge

1. Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Brand,

b) Blitzschlag,

c) Explosion, Implosion

d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile
oder seiner Ladung

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

VHV Allgemeine Versicherung AG
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Abschnitt A

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden 
(Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse

§ 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
§ 3 Leitungswasser
§ 4 Sturm, Hagel
§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen,

Versicherungsort
§ 6 Wohnungs- und Teileigentum
§ 7 Versicherte Kosten
§ 8 Mehrkosten
§ 9 Mietausfall, Mietwert
§ 10 Versicherungswert, Versicherungssumme
§ 11 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleitenden

Neuwertversicherung, Unterversicherung
§ 12 Beitrag in der Gleitenden Neuwertversicherung 

und deren Anpassung
§ 13 Entschädigungsberechnung
§ 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 15 Sachverständigenverfahren
§ 16 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten 

des Versicherungsnehmers vor und nach dem 
Versicherungsfall, Sicherheitsvorschriften

§ 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände
§ 18 Veräußerung der versicherten Sachen

Abschnitt B

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit,
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des
Einmal- oder Erstbeitrages

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages/Risikowegfall
§ 4 Folgebeitrag
§ 5 Lastschriftverfahren
§ 6 Ratenzahlung
§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 Beitragsänderung
§  8 a Individuelle Risikomerkmale
§  8 b Nachlass für junge Gebäude und Reduzierung

des Nachlasses für junge Gebäude
§ 9 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 10 Gefahrerhöhung
§ 11 Überversicherung
§ 12 Mehrere Versicherer
§ 13 Versicherung für fremde Rechnung
§ 14 Aufwendungsersatz
§ 15 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 16 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 17 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 18 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
§ 19 Agentenvollmacht
§ 20 Repräsentanten
§ 21 Verjährung
§ 22 Gerichtsstand
§ 23 Anzuwendendes Recht
§ 24 Bedingungsanpassung
§ 25 Künftige Leistungsverbesserungen
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2. Brand

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

Nutzwärmeschäden sind Brandschäden, die an versicher-
ten Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer
oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwe-
cken ausgesetzt werden.

3. Blitzschlag

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf
Sachen.

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden
an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versi-
chert, wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der
Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer
Art entstanden sind.

Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen
als an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an
Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.

4-1. Explosion

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende
Kraftäußerung.

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.)
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Um-
fang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behäl-
ters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Ex-
plosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so
ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

Mitversichert sind Explosionsschäden durch Kampfmittel
aus beendeten Kriegen (Blindgänger).

4-2. Implosion

Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammen-
fall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge
eines inneren Unterdruckes.

5. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind 

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden
durch Erdbeben;

b) Sengschäden;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die
im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, sowie
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schal-
tern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entste-
hen.

d) Brandschäden an Sachen, in denen oder durch die
Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter-
geleitet wird.

Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 b bis 5 d gelten nicht, soweit
diese Schäden Folge eines versicherten Sachschadens
gemäß Nr. 1 sind.

§ 3  Leitungswasser

1. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden

Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von
Gebäuden eintretende

a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 

aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder
den damit verbundenen Schläuchen,

bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-,
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,

cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boi-
lern oder vergleichbaren Anlagen sind.

Zusätzlich sind Bruchschäden an Bad- und Duschabdich-
tungen mitversichert, wenn diese ursächlich für einen ver-
sicherten Nässeschaden sind.

b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten
Installationen:

aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts,
Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ven-
tile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie
deren Anschlussschläuche,

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare
Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-,
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen.

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper,
einschließlich der Bodenplatte.

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten
als Rohre innerhalb des Gebäudes.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht
tragend) nicht versichert.

2. Bruchschäden außerhalb von Gebäuden

Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen soweit

a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder
Anlagen dienen und

b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück be-
finden und

c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

3. Nässeschäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch bestimmungswidrig austretendes Lei-
tungswasser zerstört oder beschädigt werden oder ab-
handen kommen.

Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserversor-
gung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbundenen
sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden Tei-
len, aus Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfhei-
zung, aus Klima- Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen, aus Wasserlösch- und Berieselungsanlagen so-
wie aus Wasserbetten, Aquarien oder Dekoelementen
(z. B. Wassersäulen) ausgetreten sein.

Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf ste-
hen Leitungswasser gleich.

4. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Regenwasser aus Fallrohren,

bb) Plansch- oder Reinigungswasser,

cc) Schwamm,

dd) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewäs-
ser, Überschwemmung oder Witterungsnieder-
schläge oder einen durch diese Ursachen hervor-
gerufenen Rückstau,
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ee) Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch,

ff) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei-
tungswasser nach Nr. 3 die Erdsenkung oder den
Erdrutsch verursacht hat,

gg) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall
oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile
oder seiner Ladung,

hh) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Beriese-
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckpro-
ben oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten
an dem versicherten Gebäude oder an der Sprink-
ler- oder Berieselungsanlage.

ii) Sturm, Hagel.

jj) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder sons-
tigen mobilen Behältnissen.

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schä-
den an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht be-
zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder
Gebäudeteilen befindlichen Sachen.

§ 4 Sturm, Hagel

1. Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die zerstört oder beschädigt werden oder abhanden
kommen

a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder
Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in
denen sich versicherte Sachen befinden;

b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile,
Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sa-
chen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sa-
chen befinden, wirft;

c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicher-
ten Sachen

d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder
Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten Gebäu-
de oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen
befinden, baulich verbunden sind;

e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile,
Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft,
die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in
denen sich versicherte Sachen befinden, baulich ver-
bunden sind.

2. Sturm 

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindes-
tens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit
mindestens 63 km/Stunde).

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungs-
grundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen
Sachen angerichtet hat, oder dass

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des
versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem
sich die versicherten Sachen befunden haben, oder mit
diesem Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, nur
durch Sturm entstanden sein kann.

3. Hagel

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von
Eiskörnern.

4. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch 

aa) Sturmflut;

bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fens-
ter, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei
denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder
Hagel entstanden sind und einen Gebäudescha-
den darstellen;

cc) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz
von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung;

dd) weitere Elementargefahren (Überschwemmung,
Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawi-
nen, Vulkanausbruch).

b) Nicht versichert sind Schäden an

aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht be-
zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden
befindlichen Sachen;

bb) Laden- und Schaufensterscheiben.

§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen,
Versicherungsort

1. Beschreibung des Versicherungsumfangs

Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeich-
neten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und Ge-
bäudezubehör einschließlich unmittelbar an das Gebäude
anschließender Terrassen auf dem im Versicherungs-
schein bezeichneten Versicherungsgrundstück. Weiterhin
sind sämtliche auf dem Versicherungsgrundstück befindli-
chen kleineren Nebengebäude, wie z. B. Garten-, Geräte-
und Gewächshäuser bis zu einem max. Gesamtwert
(Neuwert) von 10.000,– EUR mitversichert. Hiervon aus-
genommen sind Garagen bzw. Carports. Sollten die auf
dem Versicherungsgrundstück befindlichen Garten-, Ge-
räte- und Gewächshäuser einen höheren Neuwert als ins-
gesamt 10.000,– EUR aufweisen, besteht kein Versiche-
rungsschutz. Garten-, Geräte- und Gewächshäuser sowie
weitere Nebengebäude, deren Gesamtwert 10.000,– EUR
(Neuwert) übersteigen, können nach besonderer Verein-
barung versichert werden.

Weiteres Gebäudezubehör sowie weitere Grundstücksbe-
standteile sind nur versichert, soweit diese ausdrücklich in
den Versicherungsumfang einbezogen sind.

2. Definitionen

a) Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem
Erdboden verbundene Bauwerke, die der überwiegen-
den Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind und
gegen äußere Einflüsse schützen können.

b) Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte
Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem Ge-
bäude ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu gehö-
ren auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die indivi-
duell für das Gebäude raumspezifisch geplant und ge-
fertigt sind.

c) Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im
Gebäude befinden oder außen am Gebäude ange-
bracht sind und der Instandhaltung bzw. überwiegen-
den Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes
dienen. Als Gebäudezubehör gelten ferner Müllboxen
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sowie Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versi-
cherungsgrundstück.

d) Als Grundstücksbestandteile gelten die mit dem Grund
und Boden des Versicherungsgrundstücks fest verbun-
denen Sachen.

e) Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind die Flur-
stücke, auf dem das versicherte Gebäude steht (Versi-
cherungsort). Teilen sich mehrere Gebäude ein Flur-
stück, so gilt als Versicherungsort derjenige Teil des
Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige Ab-
grenzung dem/den im Versicherungsschein bezeichne-
ten Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist.

3. Ausschlüsse

a) Nicht versichert sind Photovoltaikanlagen sowie deren
zugehörige Installationen (z. B. Solarmodule, Montage-
rahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und
Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung).

b) Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich einge-
fügte – nicht aber ausgetauschte – Sachen, die ein Mie-
ter oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten be-
schafft oder übernommen hat und daher hierfür die Ge-
fahr trägt. Eine anderweitige Vereinbarung über die Ge-
fahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen.

c) Nicht versichert sind elektronisch gespeicherte Daten
und Programme.

§ 6  Wohnungs- und Teileigentum

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungs-
eigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens ein-
zelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leis-
tungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen
Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentums
sowie deren Miteigentumsanteile nicht berufen.

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf ent-
fallenden Aufwendungen zu ersetzen.

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen,
dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er
gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, so-
fern diese zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstel-
lung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet wird.

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese
Mehraufwendungen zu erstatten.

3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr.
1 und Nr. 2 entsprechend.

§ 7  Versicherte Kosten

1. Versicherte Kosten

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen

a) Aufräum- und Abbruchkosten

für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen
sowie für das Wegräumen und den Abtransport von Schutt
und sonstigen Resten dieser Sachen zum nächsten Abla-
gerungsplatz und für das Ablagern und Vernichten,

b) Bewegungs- und Schutzkosten

die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sa-
chen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt
werden müssen.

2. Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß Nr. 1 a)
und b) ist auf 25.000,– EUR begrenzt.

§ 8 Mehrkosten

1. Beschreibung der versicherten Leistung

a) Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen
Mehrkosten infolge von Veränderungen der öffentlich-
rechtlichen Vorschriften (Gesetze und Verordnungen),
die zwischen Errichtung bzw. letztmaliger genehmigungs-
pflichtiger Baumassnahme am betroffenen Gebäudeteil
und dem Versicherungsfall in Kraft getreten sind.

b) Darf die Wiederherstellung der versicherten, vom Scha-
den betroffenen Sachen aufgrund behördlicher Wie-
deraufbaubeschränkungen nur an anderer Stelle erfol-
gen, so sind dadurch entstehende Mehrkosten nur in
dem Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei Wieder-
herstellung an bisheriger Stelle entstanden wären.

c) Der Ersatz von Mehrkosten beschränkt sich auf die tat-
sächlich vom Schaden betroffenen Gebäudeteile.

d) Ist das Gebäude zum Zeitwert versichert, so werden
die Mehrkosten im Verhältnis des versicherten Zeit-
werts zum aktuellen Neubauwert erstattet.

2. Definitionen

Mehrkosten im Sinne dieser Vorschrift ergeben sich aus
der Differenz des Aufwandes für die Wiederherstellung in
gleicher Art und Güte und dem Aufwand zum Zeitpunkt
der Wiederherstellung, der unter Berücksichtigung von Nr.
1 a) und b) entstehen wird.

3. Ausschlüsse

a) Nicht versichert sind Mehrkosten infolge von

aa) Betriebsbeschränkungen,

bb) Kapitalmangel,

cc) behördlichen Auflagen, die mit Fristsetzung vor
Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden,

dd) behördlichen Wiederherstellungsbeschränkungen,
die es untersagen, verwertbare Reste der versi-
cherten, vom Schaden betroffenen Sachen zu ver-
werten.

b) Wird vor Eintritt des Versicherungsfalles auf der Grund-
lage bestehender Gesetze und Verordnungen durch
eine hierin ausgewiesene Frist der Bestandsschutz
außer Kraft gesetzt bzw. die Nutzung des Gebäudes
ganz oder teilweise untersagt, so sind die hierdurch ent-
stehenden Mehrkosten nicht vom Versicherungsschutz
umfasst, auch wenn die zuständige Behörde noch kei-
nen entsprechenden Verwaltungsakt erlassen hat.

4. Preissteigerungen

Der Versicherer ersetzt auch Preissteigerungen, die im
Zuge der Wiederherstellung entstehen und deren Ursa-
che in der Zeit zwischen Eintritt des Versicherungsfalles
und der unverzüglichen Wiederherstellung liegt und für
die nicht gleichzeitig eine Preisdifferenzversicherung be-
steht. Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unver-
züglich die Wiederherstellung, sind die Mehrkosten nur in
dem Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei unverzüg-
licher Wiederherstellung entstanden wären.

§ 9  Mietausfall, Mietwert

1. Mietausfall, Mietwert

Der Versicherer ersetzt

a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietneben-
kosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge eines Ver-
sicherungsfalles zu Recht die Zahlung der Miete ganz
oder teilweise eingestellt haben,

b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen einschließ-
lich fortlaufender Nebenkosten im Sinne des Mietrechts,
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die der Versicherungsnehmer selbst bewohnt und die
infolge eines Versicherungsfalles unbenutzbar gewor-
den sind, falls dem Versicherungsnehmer die Be-
schränkung auf einen benutzbar gebliebenen Teil der
Wohnung nicht zugemutet werden kann.

c) Der Versicherer ersetzt auch einen durch die Einhal-
tung öffentlich-rechtlicher Vorschriften (z. B. Wiederauf-
baubeschränkungen) verursachten zusätzlichen Miet-
ausfall bzw. Mietwert.

2. Haftzeit

a) Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt
ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind,
höchstens jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des
Versicherungsfalles.

b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt,
wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbe-
nutzung nicht schuldhaft verzögert.

3. Ferienhäuser

Die Ausführungen gemäß 1. und 2. gelten nicht für Ferien-
häuser.

§ 10  Versicherungswert, Versicherungssumme

1. Vereinbarte Versicherungswerte

Als Versicherungswert kann der Gleitende Neuwert, der
Neuwert, der Zeitwert oder der gemeine Wert vereinbart
werden. Im Versicherungsfall kann der gemeine Wert An-
wendung finden, wenn die versicherte Sache dauerhaft
entwertet ist (siehe d). Der Versicherungswert bildet die
Grundlage der Entschädigungsberechnung.

a) Gleitender Neuwert

Der Gleitende Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert
des Gebäudes ausgedrückt in Preisen des Jahres
1914. Der Neubauwert bemisst sich nach Größe, Aus-
stattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehören
auch Architektengebühren sowie sonstige Konstrukti-
ons- und Planungskosten.

Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die
Baukostenentwicklung an (siehe Abschnitt A § 12 Nr. 2
VGB). Deshalb besteht Versicherungsschutz auf der
Grundlage des ortsüblichen Neubauwertes zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalles.

Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen
innerhalb der Versicherungsperiode der Wert der Gebäu-
de erhöht, besteht bis zum Schluss der laufenden Versi-
cherungsperiode auch insoweit Versicherungsschutz.

b) Neuwert

Der Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert des Ge-
bäudes. Der Neubauwert bemisst sich nach Größe,
Ausstattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu ge-
hören auch Architektengebühren sowie sonstige Kon-
struktions- und Planungskosten.

c) Zeitwert

Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert des Ge-
bäudes (siehe b)) abzüglich der Wertminderung durch
Alter und Abnutzung.

d) Gemeiner Wert

Der gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für
das Gebäude oder für das Altmaterial.

Ist Versicherung zum gleitenden Neuwert, Neuwert
oder Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum Ab-
bruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist
Versicherungswert lediglich der gemeine Wert (Nut-
zungsvorbehalt). Eine dauernde Entwertung liegt ins-

besondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck
nicht mehr zu verwenden ist.

2. Versicherungssumme

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer
und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.

b) Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll
der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme an
den veränderten Versicherungswert anpassen.

c) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart
worden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme für die versicherte Sache für die Dauer
des Versicherungsverhältnisses dem jeweils gültigen
Versicherungswert anpassen.

d) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert,
kann die Regelung über die Unterversicherung zur An-
wendung kommen (siehe Abschnitt A § 13 Nr. 9).

§ 11  Ermittlung der Versicherungssumme 
in der gleitenden Neuwertversicherung,
Unterversicherung

1. Ermittlung der Versicherungssumme in der 

gleitenden Neuwertversicherung

Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neu-
bauwert (siehe Abschnitt A § 10 Nr. 1 a)) zu ermitteln, der
in den Preisen des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versi-
cherungssumme „Wert 1914“).

Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn

a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schät-
zung eines Bausachverständigen festgesetzt wird,

b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert
in Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und
der Versicherer diesen Betrag umrechnet,

c) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe,
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend be-
antwortet und der Versicherer hiernach die Versiche-
rungssumme „Wert 1914“ berechnet.

2. Unterversicherungsverzicht

a) Wird die nach Nr. 1 ermittelte Versicherungssumme
„Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei der
Entschädigung (einschließlich Kosten und Mietausfall)
keinen Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterver-
sicherungsverzicht).

b) Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschrei-
bung des Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß Nr.
1 c) von den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertrags-
abschluss abweicht und ist dadurch die Versicherungs-
summe „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so kann der
Versicherer nach den Regelungen über die Anzeige-
pflichtverletzungen vom Vertrag zurücktreten, kündigen
oder eine Vertragsanpassung vornehmen; ferner kann
er bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter Versi-
cherungssumme und tatsächlichem Versicherungswert
nach den Regeln der Unterversicherung leistungsfrei
sein.

c) Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn
der der Versicherungssummenermittlung zugrunde lie-
gende Bauzustand nach Vertragsabschluss durch
wertsteigernde bauliche Maßnahmen verändert wurde
und die Veränderung dem Versicherer nicht unverzüg-
lich angezeigt wurde. Dies gilt nicht, soweit der ortsübli-
che Neubauwert innerhalb der zum Zeitpunkt des Ver-
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sicherungsfalls laufenden Versicherungsperiode durch
wertsteigernde bauliche Maßnahmen erhöht wurde.

§ 12  Beitrag in der gleitenden Neuwert-
versicherung und deren Anpassung

1. Berechnung des Beitrages

Grundlagen der Berechnung des Beitrages sind die Versi-
cherungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Beitrags-
satz sowie der Anpassungsfaktor (siehe Nr. 2 a).

Der jeweils zu zahlende Jahresbeitrag wird berechnet
durch Multiplikation des vereinbarten Grundbeitrages
1914 (Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert mit
dem Beitragssatz) mit dem jeweils gültigen Anpassungs-
faktor.

2. Anpassung des Beitrages

a) Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpas-
sung des Versicherungsschutzes (siehe Abschnitt A
§ 10 Nr. 1 a)) gemäß der Erhöhung oder Verminderung
des Anpassungsfaktors.

b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich je-
weils zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in die-
sem Jahr beginnende Versicherungsperiode entspre-
chend dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für
den Monat Mai des Vorjahres veröffentlichte Baupreis-
index für Wohngebäude und der für den Monat April
des Vorjahres veröffentlichte Tariflohnindex für das
Baugewerbe verändert haben. Beide Indizes gibt das
Statistische Bundesamt bekannt. Bei dieser Anpas-
sung wird die Änderung des Baupreisindexes zu 80
Prozent und die des Tariflohnindexes zu 20 Prozent be-
rücksichtigt, und zwar der jeweilige Index auf zwei Stel-
len nach dem Komma gerundet.

Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem
Komma errechnet und gerundet.

Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem
Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird auf-
gerundet, sonst abgerundet.

c) Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung des
Beitrages innerhalb eines Monats, nachdem ihm die
Mitteilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors
zugegangen ist, durch Erklärung in Textform wider-
sprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeiti-
ge Absendung. Damit wird die Erhöhung nicht wirk-
sam. Die Versicherung bleibt dann als Neuwertversi-
cherung (siehe Abschnitt A § 10 Nr. 1 b)) in Kraft, und
zwar zum bisherigen Beitrag und mit einer Versiche-
rungssumme, die sich aus der Versicherungssumme
„Wert 1914“ multipliziert mit 1/100 des Baupreisindexes
für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vorjahres galt.

In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungs-
verzicht nicht mehr.

Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabset-
zung der Versicherungssumme wegen erheblicher Über-
versicherung bleibt unberührt.

§ 13  Entschädigungsberechnung

1. In der Gleitenden Neuwertversicherung bzw. Neuwert-

versicherung sind im Versicherungsfall Grundlage

der Entschädigungsberechnung

a) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wiederher-
stellungskosten des Gebäudes (einschließlich der Ar-
chitektengebühren sowie sonstiger Konstruktions- und
Planungskosten) bei Eintritt des Versicherungsfalles,

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschä-
digten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch
die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung,
höchstens jedoch der Versicherungswert bei Eintritt
des Versicherungsfalles,

c) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen
Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei-
cher Art und Güte im neuwertigen Zustand bei Eintritt
des Versicherungsfalles.

d) Restwerte werden angerechnet.

2. In der Zeitwertversicherung ist im Versicherungsfall

Grundlage der Entschädigungsberechnung

a) bei zerstörten Gebäuden der Neuwert zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalls abzüglich deren Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzung,

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschä-
digten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch
die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung,
höchstens jedoch der Zeitwert bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles,

c) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen
Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei-
cher Art und Güte im neuwertigen Zustand zum Zeit-
punkt der Vereinbarung abzüglich deren Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzung.

d) Restwerte werden angerechnet.

3. Entschädigungsberechnung bei gemeinem Wert

Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst
dauerhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen nur
unter Zugrundelegung des erzielbaren Verkaufspreises
ohne Grundstücksanteile (gemeiner Wert) entschädigt.

4. Kosten

Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicher-
ter Kosten (siehe Abschnitt A § 7) ist der Nachweis tat-
sächlich angefallener Kosten unter Berücksichtigung der
jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen.

5. Mietausfall, Mietwert

Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw.
Mietwert bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit.

6. Mehrwertsteuer

a) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versi-
cherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwert-
steuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

b) Für die Berechnung der Entschädigung versicherter
Kosten (siehe Abschnitt A § 7) und versicherten Miet-
ausfalls bzw. Mietwerts (siehe Abschnitt A § 9) gilt a)
entsprechend.

7. Wiederherstellung und Wiederbeschaffung

In der Gleitenden Neuwertversicherung und der Neuwert-
versicherung erwirbt der Versicherungsnehmer den An-
spruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den
Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil) nur, soweit
und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sicherstellt, dass er die Entschädi-
gung verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher
Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wie-
derherzustellen oder wiederzubeschaffen. Ist dies an der
bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich oder wirtschaft-
lich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn die Gebäude
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an anderer Stelle innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land wiederhergestellt werden.

Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädi-
gung nach Nr. 1 a), b) und c) abzüglich der Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzung. Nr. 6 gilt entsprechend.

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des ent-
schädigten Neuwertanteiles an den Versicherer verpflich-
tet, wenn er die auf den Neuwertanteil geleistete Entschä-
digung schuldhaft nicht zur Wiederherstellung oder Wie-
derbeschaffung der versicherten Sachen verwendet.

8. Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung 

des Versicherers

In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesamtent-
schädigung für versicherte Sachen (siehe Abschnitt A § 5 ),
versicherte Kosten (siehe Abschnitt A § 7) und ver-
sicherten Mietausfall bzw. Mietwert (siehe Abschnitt A § 9)
je Versicherungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt.
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten,
die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, wer-
den unbegrenzt ersetzt.

9. Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung

Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles in der Gleitenden Neuwertversicherung (siehe
Abschnitt A § 10 Nr. 1 a)) ohne Vereinbarung eines Unter-
versicherungsverzichts, in der Neu- und Zeitwertversiche-
rung sowie in der Versicherung zum gemeinen Wert (siehe
Abschnitt A § 10 Nr. 1 b)-d)) niedriger als der Versiche-
rungswert der versicherten Sachen (Unterversicherung),
wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 bis Nr. 3 in dem Ver-
hältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert
nach folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädi-
gung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungs-
summe dividiert durch den Versicherungswert. Entspre-
chendes gilt für die Berechnung versicherter Kosten (siehe
Abschnitt A § 7) und versicherten Mietausfalles bzw. Miet-
wertes (siehe Abschnitt A § 9).

§ 14  Zahlung und Verzinsung 

der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszah-
lung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindes-
tens zu zahlen ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungs-
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis ge-
führt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wieder-
beschaffung sichergestellt hat.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Ver-
sicherer nach Nr. 1 b) geleisteten Entschädigung verpflich-
tet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist.

3. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird –
seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter
Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.

c) Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen
Basiszins gemäß §§ 288, 247 Abs. 1 Bürgerliches Ge-
setzbuch (BGB).

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung
fällig.

4. Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) und 3 b)
ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädi-
gung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen;

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentan-
ten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft;

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen über die Sicherung von Re-
algläubigern nicht erfolgte.

§ 15 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versiche-
rer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinba-
ren.

2. Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung
auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausge-
dehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung

Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu
benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be-
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr
genannten Sachverständigen in Textform auffordern,
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der
zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann
ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der
Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Per-
son benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewer-
bern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Be-
ginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverstän-
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digen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entspre-
chend für die Benennung eines Obmannes durch die
Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen
nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht
ernannt.

4. Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten
und beschädigten versicherten Sachen sowie deren
nach dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden
Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falles;

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskos-
ten;

c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kos-
ten und den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert;

e) den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versicher-
ten Sachen, wenn kein Unterversicherungsverzicht ge-
geben ist.

5. Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen bei-
den Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der
Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versi-
cherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet
über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch
die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Gren-
zen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien
gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirkli-
chen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser ver-
bindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die
Entschädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können
oder wollen oder sie verzögern.

6. Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei
die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Ob-
mannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie-
genheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 16  Vertraglich vereinbarte, besondere 
Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers vor und nach dem Versiche-
rungsfall, Sicherheitsvorschriften

1. Sicherheitsvorschriften

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat
der Versicherungsnehmer

a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführen-
de Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen an-
gebrachte Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand
zu erhalten und Mängel oder Schäden unverzüglich be-
seitigen zu lassen;

b) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder
Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren und dort

alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen ab-
zusperren, zu entleeren und entleert zu halten;

c) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudetei-
le zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollie-
ren oder dort alle wasserführenden Anlagen und Ein-
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu
halten.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 ge-
nannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in
Abschnitt B § 9 Nr. 1 b) + Nr. 3 beschriebenen Vorausset-
zungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teil-
weise leistungsfrei.

§ 17  Besondere gefahrerhöhende Umstände

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt B
§ 10 kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt
worden ist,

b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäu-
des nicht genutzt wird,

c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt wer-
den, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise
entfernt wird oder die das Gebäude überwiegend unbe-
nutzbar machen,

d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb auf-
genommen oder verändert wird,

e) das Gebäude nach Vertragsschluss unter Denkmal-
schutz gestellt wird.

§ 18  Veräußerung der versicherten Sachen

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsüber-
gangs (bei Immobilien das Datum des Grundbuchein-
trages) an dessen Stelle der Erwerber in die während
der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungs-
verhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des
Versicherungsnehmers ein.

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Bei-
trag, der auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers
laufende Versicherungsperiode entfällt, als Gesamt-
schuldner.

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt.

2. Kündigungsrechte

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung aus-
geübt wird.

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhält-
nis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode in Schriftform zu kündigen.

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb
eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Ver-
äußerer allein für die Zahlung des Beitrages.
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3. Anzeigepflichten

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer
oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt,
zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen, und der
Versicherer nachweist, dass er den mit dem Veräuße-
rer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht ge-
schlossen hätte.

c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versi-
cherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versi-
cherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

Abschnitt B

§ 1  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers

oder seines Vertreters

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht

von Gefahrumständen

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-
form gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im
Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag
auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so wer-
den die anderen Bedingungen auf Verlangen des Ver-
sicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer
vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtver-
letzung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag
um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In
dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nummer 1, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat
die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig verletzt.

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen abgeschlossen hätte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfal-
les zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es
sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass
die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Um-
stand bezieht, der weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versi-
cherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer
die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer
nicht zur Leistung verpflichtet.

c) Kündigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versiche-
rer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen
abgeschlossen.

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a),
zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige
kannte.

e) Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglis-
tiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt
(2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer in-
nerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und
dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Um-
stände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlan-
gung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt
(2 b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der
Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr.
1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters
als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2a),
zum Rücktritt (2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist
eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre,
wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.
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§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes,

Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung 

oder Nichtzahlung des Einmal- 

oder Erstbeitrages

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrages

Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab,
ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die
erste Rate als erster Beitrag.

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die
Zahlung nicht bewirkt ist.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor
Zahlung des Beitrages eingetretenen Versicherungsfall
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitra-
ges aufmerksam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages/

Risikowegfall

1. Dauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitraum abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kün-
digung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-

genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mona-
ten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum
vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht 

durch Realgläubiger 

Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet,
ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch
den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahren-
gruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Absturz
oder Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der
Versicherungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf
des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu
dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zuläs-
sig war, das Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht
belastet war oder dass der Realgläubiger der Kündigung
zugestimmt hat. Diese gilt nicht für eine Kündigung nach
Veräußerung oder im Versicherungsfall.

6. Wegfall des versicherten Interesses

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis er-
langt.

§ 4 Folgebeitrag

1. Fälligkeit 

a) Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des
im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folge-
beitrages in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht 

nach Mahnung

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei
nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrages auf des-
sen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang
der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die
Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Ver-
trag die rückständigen Beträge des Beitrages, Zinsen
und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht –
aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit
der Zahlung des Beitrages oder der Zinsen oder Kos-
ten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei.

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen,
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sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der
geschuldeten Beträge in Verzug ist.

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf
ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen.

4. Zahlung des Beitrages nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder,
wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leis-
tet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versiche-
rers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 5 Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrages das Lastschriftverfahren
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages für eine ausreichen-
de Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Text-
form zu kündigen.

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen,
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den aus-
stehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu über-
mitteln.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart,
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Ver-
zug gerät.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

§ 7  Beitrag bei vorzeitiger 
Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derje-
nige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht,
in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag
zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versi-
cherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interes-
ses Kenntnis erlangt hat.

2. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt,

Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Ver-
tragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu widerru-

fen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang
des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten.
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung
über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Wi-
derrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und
der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Ver-
sicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der
Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungs-
jahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn
der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versi-
cherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung zu.

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste
Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung zu.

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Bei-
trages verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes In-
teresse in der Absicht versichert, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der
Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8  Beitragsänderung

1. Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarten
Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerk-
malen und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn
die Schadenaufwendungen und Kosten eines Geschäfts-
jahres die Beitragseinnahmen ohne Versicherungsteuer,
jeweils bezogen auf diese Verträge, überschreiten. Die
anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik
und der Versicherungstechnik sind anzuwenden.

2. Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen Beitra-
ges nicht überschreiten. Der geänderte Beitrag darf den
im Zeitpunkt der Änderung geltenden Tarifbeitrag für neu
abgeschlossene Versicherungsverträge mit gleichen Tarif-
merkmalen und gleichem Deckungsumfang nicht über-
steigen.

3. Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des
nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer
teilt dem Versicherungsnehmer die Anpassung der Beiträ-
ge spätestens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrages
schriftlich mit. In der Mitteilung ist der alte und neue Bei-
trag gegenüberzustellen und der Versicherungsnehmer
über dessen Kündigungsrecht nach § 8 Nr. 4 zu belehren.

4. Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der
Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung,
den Versicherungsvertrag kündigen.
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§ 8 a  Individuelle Risikomerkmale 

1. Die VHV kann Versicherungsnehmer zum Zwecke der risi-
kogerechteren Tarifierung nach gleichartigen Merkmalen
zu Gruppen von Risiken zusammenfassen, um ein ausge-
wogenes Verhältnis von Beitrag und Leistung zu erlangen.
Zu Beginn jeder neuen Versicherungsperiode können für
jede der nach gleichartigen Merkmalen gebildeten Grup-
pen gegenüber dem allgemeinen Tarifbeitrag Nachlässe
eingeräumt oder Zuschläge erhoben werden, wenn eine
nach den Grundsätzen der Versicherungsmathematik auf
der Grundlage vorhandener VHV-Daten mittels spezieller
EDV-technischer Verfahren durchgeführte Bewertung
dies rechtfertigt. Die Nachlässe oder Zuschläge gelten
nur für die jeweils neue Versicherungsperiode.

2. Risikogerechte Merkmale im Sinne von Nr. 1 sind z. B.:
– rechtzeitige Zahlung der Versicherungsbeiträge,
– Dauer und Umfang der bisherigen Vertragsbeziehung sowie
– Merkmale zur versicherten Person oder zur versicherten

Sache.

§ 8 b Nachlass für junge Gebäude und 
Reduzierung des Nachlasses für 
junge Gebäude 

1. Neubauten und kernsanierte Gebäude erhalten im ersten
Jahr einen Neubaunachlass i.H.v. 55% auf den Grundbei-
trag. Der Nachlass baut sich kontinuierlich über 20 Jahre
ab (siehe Indextabelle in den Tarifbestimmungen). Bei zu-
sätzlich zum Grundversicherungsschutz gewählten und
beitragspflichtigen Einschlüssen wird der Nachlass nicht
berücksichtigt.

2. Maßgebend für die Beitragseinstufung eines Neuvertra-
ges ist das Alter des Gebäudes zu Beginn einer jeden
Versicherungsperiode. In den ersten 20 Gebäudealters-
jahren ergeben sich zu jeder Hauptfälligkeit Anpassungen
des Beitrags. Hierbei wird das Gebäudealter als Differenz
der vollen Jahre zwischen dem jeweiligen Versicherungs-
jahr (Hauptfälligkeit des Vertrages) und dem Jahr der 
ersten Bezugsfertigstellung des versicherten Gebäudes
(Baujahr) bestimmt.

Im Falle einer Kernsanierung des Gebäudes tritt dieser
Zeitpunkt an die Stelle des ersten Bezugsfertigstellungs-
zeitpunktes für die Einstufung in die Altersgruppenstaffel.

Bei Teilsanierungsmaßnahmen (Leitungswassersystem
und/oder Elektrik und/ oder Dach) wird das Gebäude ent-
sprechend dem Zeitpunkt der durchgeführten (Teil-) Maß-
nahme je Gefahr in die entsprechende Altersgruppenstaf-
fel (Leitungswasser, Feuer, Sturm/Hagel) eingestuft.

3. Kern- und/oder Teilsanierungen werden während der Ver-
tragslaufzeit nur dann berücksichtigt, wenn Beginn und
Abschluss dieser Maßnahmen dem Versicherer spätes-
tens innerhalb eines Monats nach deren Beginn und Ab-
schluss schriftlich angezeigt werden. Für den Zeitraum vor
Eingang der Fertigstellungsanzeige einer Kernsanierungs-
maßnahme kann deren Berücksichtigung bei der Berech-
nung eines laufenden Beitrages nicht beansprucht werden.

4. Beitragsanpassungen gemäß §§ 8 und 8 a bleiben hiervon
unberührt und können neben dieser durchgeführt werden.

§ 9 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu
erfüllen hat, sind:

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschrif-
ten (siehe Abschnitt A § 16),

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten (siehe Abschnitt A § 16).

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfül-
len hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Mo-
nats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt
hat, den Vertrag fristlos kündigen.

Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob-
fahrlässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei und nach 

Eintritt des Versicherungsfalls

a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des
Versicherungsfalls

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen;

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf.
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung / -minderung – ggf. auch mündlich oder tele-
fonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies ge-
statten;

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung / -minderung, soweit für ihn zumutbar, zu be-
folgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Wei-
sungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu handeln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen,
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen
bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer
aufzubewahren;

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede
Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu ertei-
len, die zur Feststellung des Versicherungsfalles
oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung
über Ursache und Höhe des Schadens und über
den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestat-
ten;

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen,
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet
werden kann;

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegen-
heiten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu erfüllen, so-
weit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen
Umständen möglich ist.
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3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässi-
ger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen,
das der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht
des Versicherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 10 Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden,
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Ver-
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte
Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher
wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat (siehe Abschnitt A § 17).

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den
Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren
Vornahme durch einen Dritten gestatten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt,
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den 

Versicherer

a) Kündigungsrecht des Versicherers

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung
nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver-
pflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat.
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrläs-
sigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit,
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fäl-
len nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlan-
gen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr aus-
schließen.

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne
Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses
Kündigungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung
bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten
nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die An-
zeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen,
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versi-
cherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt,
so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungs-
pflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die
Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die An-
zeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt
des Versicherungsfalles oder den Umfang der
Leistungspflicht war oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfal-
les die Frist für die Kündigung des Versicherers ab-
gelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen
Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten
Beitrag verlangt.

§ 11 Überversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen,
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dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe
des Beitrages der Betrag maßgebend, den der Versicherer
berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein
mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidri-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nich-
tig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 12 Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versi-
cherer unter den in Abschnitt B § 1 beschriebenen Vo-
raussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz
oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein,
wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles
Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche-
rungssummen zusammen den Versicherungswert oder
übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Ent-
schädigungen, die von jedem Versicherer ohne Beste-
hen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt;
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge
bei demselben Versicherer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch
aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche-
rungssummen, aus denen der Beitrag errechnet wur-
den, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgren-
zen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädi-
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der
Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung
gegeben worden wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt-
nis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung ge-
schlossen, kann er verlangen, dass der später ge-
schlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des
Beitrages auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung
der Versicherungssumme und Anpassung des Beitra-
ges werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Er-
klärung dem Versicherer zugeht.

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist,
dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsver-
träge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in die-
sem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleich-
zeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlos-
sen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die
verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungs-
summen und der Beiträge verlangen.

§ 13 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der
Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherten zu berücksich-
tigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versiche-
rungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss
sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das
Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zu-
rechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant
des Versicherungsnehmers ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an,
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht
zumutbar war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat.

§ 14  Aufwendungsersatz

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung 

des Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfal-

22



les den Umständen nach zur Abwendung und Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte oder die
er auf Weisung des Versicherers macht.

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall ab-
zuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern,
geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträg-
lichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnis-
mäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen
auf Weisung des Versicherers erfolgten.

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und
b) entsprechend kürzen.

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung
für versicherte Sachen betragen zusammen höchstens
die Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung
des Versicherers entstanden sind.

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß
a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen
Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung 

des Schadens

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Um-
ständen nach geboten waren.

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständi-
gen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet
ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach a) entspre-
chend kürzen.

§ 15 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen
einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer
über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Über-
gang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers
geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch
des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er
bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt,
kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verur-
sacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschrif-
ten zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs
auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den
Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,

seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 16  Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die
Kündigung ist vom Versicherungsnehmer in Textform zu er-
klären, vom Versicherer in Schriftform. Sie muss der ande-
ren Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszah-
lung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode,
wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 17 Keine Leistungspflicht 
aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung 

des Versicherungsfalles

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Ent-
schädigungspflicht frei.

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräfti-
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Ver-
sicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche
Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-

falles

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei,
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Ent-
schädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-
schen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt,
so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 18 Anzeigen, Willenserklärungen,
Anschriftenänderungen

1. Form

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben.
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Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle ge-
richtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zu-
gang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften bzw. Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht
angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage
nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-

lassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 19 Agentenvollmacht

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Ver-
sicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzu-
nehmen betreffend

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrages,

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-
lich dessen Beendigung,

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Ver-
sicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

§ 20 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 21 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in
drei Jahren.

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem
der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den An-
spruch begründenden Umständen und der Person des
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit
erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung
der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Text-
form mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim An-
spruchsteller nicht mit.

§ 22 Gerichtsstand

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs-

vermittler

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der

Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist
ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

§ 23 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 24 Bedingungsanpassung

1. Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für bestehende
Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder ersetzt wer-
den,

– wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geändert
wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf der diese
beruhen,

– bei einer diese Bedingungen unmittelbar betreffenden
neuen oder geänderten höchstrichterlichen Rechtspre-
chung,

– wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig für
unwirksam erklärt oder

– wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt als mit
geltendem Recht nicht vereinbar beanstandet und die
VHV zur Abänderung auffordert 

und dadurch eine durch gesetzliche Bestimmungen nicht
zu schließende Vertragslücke entstanden ist und das Ver-
hältnis Beitragsleistung und Versicherungsschutz in nicht
unbedeutendem Maße gestört wird.

Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche be-
treffen:

– Umfang des Versicherungsschutzes;

– Deckungsausschlüsse und 

– Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versicher-
ten.

2. Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungs-
nehmer als einzelne Regelung und im Zusammenwirken
mit anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlechter
stellen als die ursprüngliche Regelung.

3. Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern.
Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe in
Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekannt-
gabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist ge-
nügt die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs. Bei
fristgemäßem Widerspruch treten die Änderungen nicht in
Kraft.

§ 25 Künftige Leistungsverbesserungen

Werden die dieser Versicherung zugrunde liegenden Wohn-
gebäude-Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vor-
teil der Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert,
so gelten die Inhalte der neuen Bedingungen mit sofortiger
Wirkung auch für diesen Vertrag.
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Versicherte Gefahren und Schäden

§ 1 Fahrzeuganprall

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 2 Nr. 1 VGB* leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch Anprall eines Schienen-, Straßen- oder Wasser-
sportfahrzeuges zerstört oder beschädigt werden oder 
infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen.

2. Für den Anprall von Straßen- oder Wassersportfahrzeu-
gen besteht Versicherungsschutz nur, wenn diese nicht 
vom Versicherungsnehmer betrieben und gehalten wer-
den.

§ 2 Innere Unruhen

Abweichend von Abschnitt A § 1 Nr. 2 b) VGB* besteht Ver-
sicherungsschutz auch dann, wenn der Versicherungsfall auf 
innere Unruhen zurückzuführen ist. Innere Unruhen liegen vor, 
wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung in 
einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in Be-
wegung geraten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen verüben.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 2 VGB 2011
Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

§ 3 Überspannung

In Erweiterung von Abschnitt A § 2 Nr. 3 VGB* leistet der Ver-
sicherer Entschädigung auch für Schäden, die an versicherten 
elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, 
Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch 
sonstige atmosphärische bedingte Elektrizität entstehen.

Ergänzung zu den VGB 2011 – Fassung 07/2011
Besondere Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung
KLASSIK-GARANT – Wert 1914 (BBW KLASSIK-GARANT – Wert 1914)
– Fassung Juli 2011

Versicherte Gefahren und Schäden
§ 1 Fahrzeuganprall
§ 2 Innere Unruhen

Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
§ 3 Überspannung
§ 4 Nutzwärmeschäden
§ 5 Verpuffung, Überschalldruckwellen
§ 6 Rauch-/Rußschäden, Seng- und Schmorschäden

Leitungswasser
§ 7 Weitere Zuleitungsrohre auf dem Grundstück
§ 8 Zuleitungsrohre außerhalb des Grundstücks
§ 9 Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche
§ 10 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 

Versicherte und nicht versicherte Sachen
§ 11 Photovoltaikanlagen

Versicherte Kosten
§ 12 Aufräumungs- und Abbruchkosten
§ 13 Bewegungs- und Schutzkosten
§ 14 Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungs-

beschränkungen für Restwerte
§ 15 Hotelkosten
§ 16 Wasser- und Gasverlust
§ 17 Mehrkosten durch Technologiefortschritt
§ 18 Verkehrssicherungsmaßnahmen

Sonstige weitere Vereinbarungen
§ 19 Mietausfall für Wohnräume
§ 20 Sonstiges Zubehör und sonstige Grundstücks-

bestandteile
§ 21 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit

VHV Allgemeine Versicherung AG

Die Einschlüsse dieser Zusatzbedingungen gelten nur, sofern Sie die jeweilige dazugehörige 
Grundgefahr (Feuer, Leitungswasser, Sturm/Hagel) versichert haben.

§ 4 Nutzwärmeschäden

Abweichend von § 2 Nr. 5d VGB* sind auch die dort bezeichne-
ten Brandschäden mitversichert.

§ 5 Verpuffung, Überschalldruckwellen

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 2 VGB* leistet der Ver-
sicherer auch Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch

 a) Verpuffung
 b) Überschalldruckwellen

 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men.

2. Verpuffung
 Verpuffung ist eine selbstständige Flammenausbreitung 

in explosionsfähiger Atmosphäre oder in einem Explosiv-
stoff mit Geschwindigkeiten unterhalb der Schallge-
schwindigkeit.

3. Überschalldruckwellen
 Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, 

wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die 
Schallgrenze durchflogen hat, und diese Druckwelle un-
mittelbar auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden, einwirkt.

§ 6 Rauch-/Rußschäden, Seng- und Schmorschäden

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 2 Nr. 2 VGB* leistet der 
Versicherer auch Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Rauch zerstört oder beschädigt worden sind. 
Als Rauchschaden gilt jede unmittelbare Zerstörung oder 
Beschädigung der versicherten Sachen durch Rauch, der 
plötzlich bestimmungswidrig aus den auf dem Versiche-
rungsgrundstück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, 
Koch- oder Trockenanlagen austritt.66

0.
00

05
.7

2 
 S

ta
nd

 0
7.

20
11

 D
ru

ck
 0

7.
20

11

* in der jeweils vereinbarten Fassung

25



2. Rußschäden sind Rauchschäden gleichgestellt.

3. Abweichend von Abschnitt A § 2 Nr. 5 b) VGB* sind auch 
die dort bezeichneten Seng- und Schmorschäden mitver-
sichert, die nicht durch Brand, Blitzschlag, Explosion 
oder Implosion entstanden sind.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 3 VGB 2011
Leitungswasser

§ 7 Weitere Zuleitungsrohre auf dem Grundstück

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen, die auf dem Versicherungsgrundstück verlegt 
sind, aber nicht der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
10.000 EUR begrenzt.

§ 8 Zuleitungsrohre außerhalb des Grundstücks

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen, die außerhalb des Versicherungsgrundstücks 
liegen und der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr trägt.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
10.000 EUR begrenzt.

§ 9 Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 VGB* sind Bruchschä-
den an Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuchen mit-
versichert, soweit durch den Schaden ein ersatzpflichtiger Lei-
tungswasserschaden gemäß Abschnitt A § 1 Nr. 1 a) bb) VGB* 
entstanden ist.

§ 10 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes

1. Abweichend von Abschnitt A § 3 Nr. 4 a) VGB* gilt als Lei-
tungswasser auch Wasser, das aus im Gebäude verlau-
fenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausgetreten 
ist.

2. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 a) VGB* sind 
frostbedingte und sonstige Bruchschäden an im Ge-
bäude verlaufenden Regenfallrohren versichert.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
10.000 EUR begrenzt.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 5 VGB 2011
Versicherte und nicht versicherte Sachen

§ 11 Photovoltaikanlagen

Abweichend von Abschnitt A § 5 Nr. 3 a) VGB* sind auf dem 
Hausdach befestigte Photovoltaikanlagen (Aufdachmontage) 
mitversichert. Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, 
Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 7 VGB 2011
Versicherte Kosten

§ 12 Aufräumungs- und Abbruchkosten

Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 2 VGB* sind Aufräumungs- 
und Abbruchkosten bis 75.000 EUR mitversichert.

§ 13 Bewegungs- und Schutzkosten

Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 2 VGB* sind Bewegungs- 
und Schutzkosten bis 75.000 EUR mitversichert.

§ 14 Mehrkosten infolge behördlicher 
 Wiederherstellungsbeschränkungen für Restwerte

1. Abweichend von Abschnitt A § 8 Nr. 3 a) dd) VGB* sind 
bei der Anrechnung des Wertes wieder verwertbarer 
Reste versicherter und vom Schaden betroffener Sachen 
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen zu be-
rücksichtigen. Die Entschädigung ist jedoch begrenzt auf 
den Betrag, der sich vertragsgemäß ergeben würde, 
wenn die versicherte und vom Schaden betroffene Sache 
zerstört worden wäre, gekürzt um den Altmaterialwert ab-
züglich Aufräumungs- und Abbruchkosten.

§ 15 Hotelkosten

1. Zusätzlich zu Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* sind bis maximal 
100 EUR pro Tag, längstens für 100 Tage, auch Kosten 
für Hotel oder sonstige ähnliche Unterbringung mitver-
sichert, wenn die eigengenutzte Wohnung/das Einfami-
lienhaus durch Feuer, Leitungswasser, Sturm/Hagel un-
bewohnbar wurde und/oder die Nutzung von Teilen der 
Wohnung/des Einfamilienhauses unzumutbar ist. Neben-
kosten (z. B. für Frühstück, Telefon etc.) werden nicht er-
stattet.

2. Die Kosten werden nur ersetzt, soweit keine oder keine 
ausreichende Entschädigung über eine Hausratversiche-
rung erlangt werden kann (Subsidiärdeckung).

3. Die Ausführungen gemäß 1. und 2. gelten nicht für Fe-
rienhäuser.

§ 16 Wasser- und Gasverlust

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer den Mehrverbrauch von Frischwasser (auch 
Abwasser), der infolge eines Versicherungsfalles nach 
Abschnitt A § 3 Nr. 1 VGB* entsteht und den das Wasser-
versorgungsunternehmen in Rechnung stellt.

2. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer den Mehrverbrauch von Gas, der infolge 
eines Versicherungsfalles nach Abschnitt A § 3 Nr. 1 
VGB* entsteht und den das Gasversorgungsunternehmen 
in Rechnung stellt.

3. Die Entschädigung zu Nr. 1 und Nr. 2 ist je Versicherungs-
fall auf maximal 10.000 EUR begrenzt.* in der jeweils vereinbarten Fassung
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§ 17 Mehrkosten durch Technologiefortschritt

Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen Mehrkos-
ten für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der ver-
sicherten und vom Schaden betroffenen Sachen, wenn deren 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung in derselben Art 
und Güte infolge Technologiefortschritts nicht möglich oder un-
wirtschaftlich ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein Ersatz-
gut aufzuwenden ist, das der vom Schaden betroffenen Sache 
in Art und Güte möglichst nahe kommt.

§ 18 Verkehrssicherungsmaßnahmen

1. Entsteht durch den Eintritt eines Versicherungsfalles 
(siehe § 1 VGB*) eine Gefahr innerhalb oder außerhalb 
des Versicherungsgrundstücks, zu deren Beseitigung der 
Versicherungsnehmer aufgrund gesetzlicher oder öffent-
lichrechtlicher Vorschriften verpflichtet ist, so ersetzt der 
Versicherer die hierfür erforderlichen Kosten.

2. Die Entschädigung ist begrenzt auf 2.500 EUR.

Sonstige weitere Vereinbarungen

§ 19 Mietausfall für Wohnräume

1. Abweichend von Abschnitt A § 9 Nr. 2 a) VGB* werden 
Mietausfall oder Mietwert für Wohnräume bis zu einem 
maximalen Zeitraum von 24 Monaten ersetzt.

2. Die Ausführungen gemäß 1. gelten nicht für Ferienhäuser.

§ 20 Sonstiges Zubehör und sonstige Grundstücks-
bestandteile

In Erweiterung von Abschnitt A § 5 Nr. 1 VGB* sind Grund-
stückseinfriedungen (auch Hecken), Hof- und Gehwegbefesti-
gungen, Hundehütten, Masten- und Freileitungen, Wege- und 
Gartenbeleuchtungen sowie Öl- und Gastanks auf dem im Ver-
sicherungsschein bezeichneten Grundstück mitversichert.

§ 21 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit

1. In Erweiterung von Abschnitt B § 17 Nr. 1 b) VGB* wird 
auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit und auf eine 
Leistungskürzung verzichtet. Hier ist die Leistung auf ma-
ximal 10.000 EUR begrenzt. Übersteigt der Schaden den 
in Satz 2 genannten Betrag, wird der darüber hinausge-
hende Teil des Schadens entsprechend den Bestimmun-
gen des Abschnitts B § 17 Nr.1 b) VGB* ersetzt.

2. Nr. 1 gilt jedoch nicht bei Verletzungen von Sicherheits-
vorschriften und anderen Obliegenheitsverletzungen. 
Hier gelten die Bestimmungen des Abschnitts A §§ 16 
und 17 VGB* in Verbindung mit Abschnitt B §§ 9, 10 
VGB*.

* in der jeweils vereinbarten Fassung
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Ergänzung zu den VGB 2011 – Fassung 07/2011
Zusatzbedingungen für den Baustein EXKLUSIV 
zur Wohngebäudeversicherung – Wert 1914
– Fassung Juli 2011

Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
§ 1 Schäden durch Stromschwankungen und Kurzschluss
§ 2 Wiederbepflanzung von Gärten 

Leitungswasser
§ 3 Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren 

auf dem Versicherungsgrundstück
§ 4 Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren 

außerhalb des Versicherungsgrundstücks
§ 5 Weitere Zuleitungsrohre auf dem Grundstück
§ 6 Zuleitungsrohre außerhalb des Grundstücks
§ 7 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes
§ 8 Anlagen zur Regenwasseraufbereitung 

für die Hausversorgung
§ 9 Aufwendungen für die Beseitigung 

von Rohrverstopfungen
§ 10 Armaturen

Versicherte und nicht versicherte Sachen, 
 Versicherungsort
§ 11 Gasrohre
§ 12 Diebstahl von außen am Gebäude angebrachten Sachen

Versicherte Kosten
§ 13 Aufräumungs- und Abbruchkosten
§ 14 Bewegungs- und Schutzkosten
§ 15 Kosten für die Dekontamination von Erdreich
§ 16 Mehrkosten für alters- und behindertengerechten 

Wiederaufbau

§ 17 Wasser- und Gasverlust 
§ 18 Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume
§ 19 Hotelkosten
§ 20 Rückreisekosten aus dem Urlaub
§ 21 Provisorische Maßnahmen
§ 22 Externe Transport- und Lagerkosten
§ 23 Datenrettungskosten
§ 24 Sachverständigenkosten
§ 25 Verkehrssicherungsmaßnahmen
§ 26 Verpflegungskosten
§ 27 Erstattung persönlicher Auslagen

Sonstige weitere Vereinbarungen
§ 28 Mietausfall für Wohnräume
§ 29 Mietausfall für gewerblich genutzte Räume
§ 30 Mietausfall bei Auszug des Mieters infolge des 

Schadens
§ 31 Mietausfall bei Nachweis der unterbliebenen Vermietung 

infolge des Schadens
§ 32 Mietausfall bei Nachbarschaftsschäden
§ 33 Graffitischäden
§ 34 Mutwillige Beschädigung/Vandalismus an Einfamilien-

häusern
§ 35 Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte
§ 36 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit
§ 37 Tierbissschäden an elektrischen Anlagen, Dämmungen 

und Unterspannbahnen
§ 38 Entfernung von Bienen-, Wespen-, Hornissennestern
§ 39 Nachträglich vom Mieter eingebrachte Sachen

VHV Allgemeine Versicherung AG

Die Einschlüsse dieser Zusatzbedingungen gelten nur, sofern Sie die jeweilige 
dazugehörige Grundgefahr (Feuer, Leitungswasser, Sturm/Hagel) versichert haben.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 2 VGB 2011 
sowie der BBW Klassik
Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

§ 1 Schäden durch Stromschwankungen 
und Kurzschluss

In Erweiterung von Abschnitt A § 2 Nr. 3 VGB* ersetzt der Ver-
sicherer auch Schäden durch Stromschwankungen und Kurz-
schluss.

§ 2 Wiederbepflanzung von Gärten

1. Versichert sind Schäden an gärtnerischen Anlagen auf 
dem Versicherungsgrundstück, die durch ein ersatz-
pflichtiges Feuerereignis so beschädigt wurden, dass 
eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. Ersetzt 
wird die Beseitigung von Schäden an den gärtnerischen 
Anlagen bzw. die Neuanpflanzung von Jungpflanzen

2. Bereits abgestorbene Bepflanzungen sind vom Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf max. 
2.500 EUR begrenzt.

In Erweiterung zu Abschnitt A § 3 VGB 2011 
sowie der BBW Klassik
Leitungswasser

§ 3 Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren 
auf dem Versicherungsgrundstück

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB* sind Frost- 
und sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren der 
Wasserversorgung außerhalb versicherter Gebäude auf 
dem Versicherungsgrundstück versichert, soweit diese 
Rohre der Entsorgung versicherter Gebäude oder Anla-
gen dienen.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
10.000 EUR begrenzt.

4. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten die Erweiterte Ver-
sicherung von Ableitungsrohren auf dem Versicherungs-
grundstück durch schriftliche Erklärung kündigen. Der 
Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine Kün-
digung erst zum Schluss des laufenden Versicherungs-
jahres wirksam wird.* in der jeweils vereinbarten Fassung
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 a) Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht 
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer die 
Wohngebäudeversicherung innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum glei-
chen Zeitpunkt kündigen.

 b) Kündigt der Versicherer ordentlich, so gebührt ihm der 
Teil des Beitrages, der der Dauer der Gefahrtragung 
entspricht. Gleiches gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer gemäß Nr. 4 Satz 2 kündigt.

§ 4 Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren 
außerhalb des Versicherungsgrundstücks

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB* sind Frost- 
und sonstige Bruchschäden an Wasserableitungsrohren 
versichert, die außerhalb versicherter Gebäude und au-
ßerhalb des Versicherungsgrundstücks verlegt sind und 
der Entsorgung versicherter Gebäude oder Anlagen die-
nen, soweit der Versicherungsnehmer dafür eine Gefahr 
trägt.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
10.000 EUR begrenzt.

4. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten die Erweiterte Ver-
sicherung von Ableitungsrohren außerhalb des Versiche-
rungsgrundstücks durch schriftliche Erklärung kündigen. 
Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine 
Kündigung erst zum Schluss des laufenden Ver siche-
rungsjahres wirksam wird.

 a) Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht 
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer die 
Wohngebäudeversicherung innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum glei-
chen Zeitpunkt kündigen.

 b) Kündigt der Versicherer ordentlich, so gebührt ihm der 
Teil des Beitrages, der der Dauer der Gefahrtragung 
entspricht. Gleiches gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer gemäß Nr. 4 Satz 2 kündigt.

§ 5 Weitere Zuleitungsrohre auf dem Grundstück

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen, die auf dem Versicherungsgrundstück verlegt 
sind, aber nicht der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

§ 6 Zuleitungsrohre außerhalb des Grundstücks

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen, die außerhalb des Versicherungsgrundstücks 
liegen und der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr trägt.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

§ 7 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes

1. Abweichend von Abschnitt A § 3 Nr. 4 a) VGB* gilt als Lei-
tungswasser auch Wasser, das aus im Gebäude verlau-
fenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausgetreten 
ist.

2. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 a) VGB* sind 
frostbedingte und sonstige Bruchschäden an im Ge-
bäude verlaufenden Regenfallrohren versichert.

§ 8 Anlagen zur Regenwasseraufbereitung 
für die Hausversorgung

1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schä-
den an Anlagen zur Regenwasseraufbereitung für die 
Hausversorgung (z. B. Zisternen). Der Regenwasserfilter 
gilt selbst nicht als versichert.

2. In Erweiterung von § 3 Nr. 2 VGB* sind Frost- und sons-
tige Bruchschäden an Rohren von Anlagen zur Regen-
wasseraufbereitung außerhalb versicherter Gebäude ver-
sichert, soweit sich diese Rohre auf dem Versicherungs-
grundstück befinden und der Versorgung des versicherten 
Gebäudes dienen. Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen, sind nicht versichert.

§ 9 Aufwendungen für die Beseitigung 
von Rohrverstopfungen

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 VGB* sind die notwendigen 
Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen von Ableitungs-
rohren innerhalb versicherter Gebäude sowie auf dem Versi-
cherungsgrundstück mitversichert.

§ 10 Armaturen

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 b) VGB* ersetzt 
der Versicherer auch sonstige Bruchschäden an Armatu-
ren (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Wasser-
messer, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind 
Bruchschäden an bereits defekten Armaturen.

2. Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den Aus-
tausch der zuvor genannten Armaturen, soweit dieser 
Austausch infolge eines Versicherungsfalles gemäß Ab-
schnitt A § 3 Nr. 1 VGB* im Bereich der Rohrbruchstelle 
notwendig ist.

3. Die Entschädigung ist auf maximal 1.000 EUR begrenzt.

Versicherte und nicht versicherte Sachen, 
 Versicherungsort

§ 11 Gasrohre

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 a) und Nr. 2 
VGB* sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren 
der Gasversorgung auf dem Versicherungsgrundstück 
(innerhalb und außerhalb versicherter Gebäude) versi-
chert.

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

§ 12 Diebstahl von außen am Gebäude angebrachten 
Sachen

1. Für Schilder eines Gewerbebetriebes, Lampen, Briefkäs-
ten, Klingelanlagen, Markisen, Sonnensegel, Dachrinnen, 
Wetterhähnen, Wetterfahnen, Fensterläden und Vordä-
chern erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf 
Schäden durch Diebstahl.* in der jeweils vereinbarten Fassung
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2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500 EUR 
begrenzt.

3. Eine Entschädigung erfolgt nur, soweit keine oder keine 
ausreichende Leistung über eine Hausratversicherung er-
langt werden kann (Subsidiärdeckung).

In Erweiterung zu Abschnitt A § 7 VGB 2011 
sowie der BBW Klassik
Versicherte Kosten

§ 13 Aufräumungs- und Abbruchkosten

Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 2 VGB* sind Aufräumungs- 
und Abbruchkosten maximal bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.

§ 14 Bewegungs- und Schutzkosten

Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 2 VGB* sind Bewegungs- 
und Schutzkosten maximal bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.

§ 15 Kosten für die Dekontamination von Erdreich

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer die notwendigen Kosten, die dem Versiche-
rungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge 
eines Versicherungsfalles entstehen, um

 a) Erdreich des im Versicherungsschein bezeichneten 
Grundstücks zu untersuchen oder zu dekontaminieren 
oder auszutauschen,

 b) den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Depo-
nie zu transportieren und dort abzulagern oder zu ver-
nichten,

 c) insoweit den Zustand des im Versicherungsschein be-
zeichneten Grundstücks vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles wiederherzustellen.

2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, so-
fern die behördlichen Anordnungen

 a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen 
sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles erlassen 
waren und

 b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge 
dieses Versicherungsfalles entstanden ist und

 c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versiche-
rungsfalles ergangen sind und dem Versicherer ohne 
Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei 
Monaten seit Kenntnis der Anordnung gemeldet wur-
den.

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Konta-
mination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Auf-
wendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der be-
stehenden Kontamination erforderlichen Betrag 
übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und 
wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufge-
wendet worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden 
Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige fest-
gestellt.

4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anord-
nungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Ver-
sicherungsnehmers einschließlich der so genannten Ein-
liefererhaftung werden nicht ersetzt.

5. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten 
gemäß Abschnitt A § 7 Nr. 1 a) VGB*.

6. Die Entschädigung ist auf maximal 10.000 EUR je Scha-
denfall begrenzt.

7. Die Entschädigung ist zusätzlich auf 20.000 EUR Jahres-
höchstentschädigung begrenzt. Alle Schäden, die im lau-
fenden Versicherungsjahr entstehen, fallen insgesamt 
unter die Jahreshöchstentschädigung. Aufwendungen, 
die der Versicherungsnehmer zur Abwicklung oder Min-
derung des Schadens macht, werden nur insoweit er-
setzt, als sie mit der Entschädigung zusammen die Jah-
reshöchstentschädigung nicht übersteigen, es sei denn, 
dass sie auf einer Weisung des Versicherers beruhen.

§ 16 Mehrkosten für alters- und behindertengerechten 
Wiederaufbau

1. Der Versicherer ersetzt die notwendigen Mehrkosten für 
den alters-/behindertengerechten Wiederaufbau der vom 
Schaden betroffenen Sachen, sofern der Schaden 
25.000 EUR übersteigt.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall begrenzt auf 
10.000 EUR.

§ 17 Wasser- und Gasverlust

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer den Mehrverbrauch von Frischwasser (auch 
Abwasser), der infolge eines Versicherungsfalles nach 
Abschnitt A § 3 Nr. 1 VGB* entsteht und den das Wasser-
versorgungsunternehmen in Rechnung stellt.

2. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer den Mehrverbrauch von Gas, der infolge 
eines Versicherungsfalles nach Abschnitt A § 3 Nr. 1 
VGB* entsteht und den das Gasversorgungsunternehmen 
in Rechnung stellt.

§ 18 Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter 
Bäume

1. In Erweiterung des Abschnitts A §§ 2, 4 und 7 Nr. 1 VGB* 
ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten für das 
Entfernen, den Abtransport, die Entsorgung und die Wie-
deraufforstung der durch Blitzschlag oder Sturm umge-
stürzten Bäume auf dem Versicherungsgrundstück, so-
weit eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. 
Die Wiederaufforstung umfasst die Neuanpflanzung von 
Jungpflanzen. Bereits abgestorbene Bäume sind von der 
Versicherung ausgeschlossen.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf max. 
10.000 EUR begrenzt.

§ 19 Hotelkosten

1. Zusätzlich zu Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* sind bis maximal 
100 EUR pro Tag, längstens für 200 Tage, auch Kosten 
für Hotel oder sonstige ähnliche Unterbringung mitver-
sichert, wenn die eigengenutzte Wohnung/das Einfami-
lienhaus durch Feuer, Leitungswasser, Sturm/Hagel un-
bewohnbar wurde und/oder die Nutzung von Teilen der 
Wohnung/des Einfamilienhauses unzumutbar ist. Neben-
kosten (z. B. für Frühstück, Telefon etc.) werden nicht er-
stattet.

2. Die Kosten werden nur ersetzt, soweit keine oder keine 
ausreichende Entschädigung über eine Hausratversiche-
rung erlangt werden kann (Subsidiärdeckung).

3. Die Ausführungen gemäß 1. und 2. gelten nicht für Fe-
rienhäuser.

§ 20 Rückreisekosten aus dem Urlaub

1. Versichert sind die Mehrkosten für die vorzeitige Rück-
reise aus dem Urlaub (Fahrtmehrkosten), wenn der Ver-* in der jeweils vereinbarten Fassung
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sicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versiche-
rungsfalles vorzeitig seine Urlaubsreise abbrechen muss, 
um an den Schadenort (versichertes Gebäude) zu reisen.

2. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden vo-
raussichtlich 5.000 EUR übersteigt und die Anwesenheit 
des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig 
ist. 

3. Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit 
des Versicherungsnehmers vom Versicherungsort von 
mindestens 4 Tagen bis zu maximal 6 Wochen.

4. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reise-
mittel ersetzt, das dem benutzten Reisemittel und der 
Dringlichkeit der Rückreise zum Schadenort entspricht.

5. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der 
Rückreise an den Schadenort mit dem Versicherer Kon-
takt aufzunehmen und Weisungen einzuholen, soweit es 
den Umständen nach zumutbar ist. Kommt der Versiche-
rungsnehmer dieser Verpflichtung nicht nach, obwohl 
ihm dies billigerweise zuzumuten wäre, so kann der Ver-
sicherer den Kostenersatz um den Betrag kürzen, der 
nachweislich durch die Pflichtverletzung entstanden ist.

6. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
5.000 EUR begrenzt.

7. Die Kosten werden nur ersetzt, soweit keine oder keine 
ausreichende Entschädigung über einen anderen Versi-
cherungsvertrag erlangt werden kann (Subsidiärdeckung)

§ 21 Provisorische Maßnahmen

1. Der Versicherer ersetzt Sicherungskosten und provisori-
sche Reparaturkosten, wenn zum Schutz versicherter 
Sachen nach einem Versicherungsfall bis zur Wiederher-
stellung der endgültigen Schutz- und Sicherungseinrich-
tungen Öffnungen vorläufig verschlossen werden müssen 
(z. B. Notverschalungen, Notverglasungen) oder versi-
cherte Sachen beschädigt wurden und eine endgültige 
Reparatur noch nicht möglich ist.

2. Die Kosten werden nur ersetzt, soweit keine oder keine 
ausreichende Entschädigung über eine Hausratversiche-
rung erlangt werden kann (Subsidiärdeckung).

§ 22 Externe Transport- und Lagerkosten

Der Versicherer ersetzt externe Transport- und Lagerkosten, 
wenn auf Grund eines versicherten Schadens das versicherte 
Gebäude unbewohnbar wurde und versicherte Sachen vom 
Versicherungsgrundstück entfernt und für die Dauer der Wie-
derherstellung des versicherten Gebäudes extern gelagert wer-
den müssen. Die Lagerkosten werden so lange übernommen, 
bis die Lagerung wieder im Gebäude möglich ist, längstens je-
doch für 12 Monate.

§ 23 Datenrettungskosten

1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am 
Versicherungsort tatsächlich entstandenen, notwendigen 
Kosten für die technische Wiederherstellung – und nicht 
der Wiederbeschaffung – von elektronisch gespeicherten, 
ausschließlich für die private Nutzung bestimmte Daten 
(maschinenlesbare Informationen) und Programme. Vor-
aussetzung ist, dass die Daten und Programme durch 
eine ersatzpflichtige Substanzbeschädigung an dem Da-
tenträger, auf dem sie gespeichert waren, verloren ge-
gangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind. Er-
setzt werden auch die Kosten einer versuchten 
technischen Wiederherstellung.

2. Ausschlüsse

 a) Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungs-
kosten für

  aa) Daten und Programme, zu deren Nutzung der Ver-
sicherungsnehmer nicht berechtigt ist (z. B. so ge-
nannte Raubkopien)

  bb) Programme und Daten, die der Versicherungs-
nehmer auf einem Rücksicherungs- oder Installa-
tionsmedium vorhält.

 b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die 
Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs.

3. Entschädigungsgrenzen
 Der Versicherer ersetzt die Datenrettungskosten bis zu 

einem Betrag von 500 EUR

§ 24 Sachverständigenkosten

Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe 
50.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer gemäß Abschnitt A § 15 Nr. 6 VGB* zu 
tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens.

§ 25 Verkehrssicherungsmaßnahmen

Entsteht durch den Eintritt eines Versicherungsfalles (siehe § 1 
VGB*) eine Gefahr innerhalb oder außerhalb des Versicherungs-
grundstücks, zu deren Beseitigung der Versicherungsnehmer 
aufgrund gesetzlicher oder öffentlich rechtlicher Vorschriften 
verpflichtet ist, so ersetzt der Versicherer die hierfür erforder-
lichen Kosten.

§ 26 Verpflegungskosten

1. Der Versicherer ersetzt Kosten für die Verpflegung, wenn 
Privatpersonen infolge eines Schadenfalles Hilfe geleistet 
haben

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall begrenzt auf 
500 EUR und erfolgt ausschließlich gegen Nachweis der 
tatsächlich entstanden Kosten.

§ 27 Erstattung persönlicher Auslagen

Beträgt die Entschädigungsleistung für den Versicherungsfall 
mehr als 500 EUR, werden für die persönlichen Auslagen pau-
schal 10 % der Entschädigungsleistung erstattet, höchstens 
500 EUR je Versicherungsfall.

Sonstige weitere Vereinbarungen

§ 28 Mietausfall für Wohnräume

1. Abweichend von Abschnitt A § 9 Nr. 2 a) VGB* werden 
Mietausfall oder Mietwert für Wohnräume bis zu einem 
maximalen Zeitraum von 36 Monaten ersetzt.

2. Die Ausführungen gemäß 1. gelten nicht für Ferienhäuser.

§ 29 Mietausfall für gewerblich genutzte Räume

1. In Erweiterung zu Abschnitt A § 9 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer auch Mietausfall oder Mietwert für gewerb-
lichgenutzte Räume.

2. Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt 
ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, höchs-
tens jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles.

3. Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, 
wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenut-
zung nicht schuldhaft verzögert.

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
12.000 EUR begrenzt.* in der jeweils vereinbarten Fassung
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§ 30 Mietausfall bei Auszug des Mieters infolge 
des Schadens

1. Endet das Mietverhältnis infolge des Schadens und sind 
die privaten Wohnräume trotz Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstel-
lung nicht zu vermieten, wird der Mietverlust bis zur Neu-
vermietung über diesen Zeitpunkt hinaus für die Dauer 
von 4 Monaten ersetzt, höchstens jedoch bis zum Ablauf 
der Haftzeit.

2. Die Ausführungen gemäß 1. gelten nicht für Ferienhäuser.

§ 31 Mietausfall bei Nachweis der unterbliebenen 
Vermietung infolge des Schadens

1. War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalls nicht vermietet und weist der Versicherungs-
nehmer die Vermietung zu einem in der Haftzeit liegenden 
Termin nach, wird der ab diesem Zeitpunkt entstandene 
Mietausfall bis zum Ablauf der Haftzeit gezahlt.

2. Die Ausführungen gemäß 1. gelten nicht für Ferienhäuser.

§ 32 Mietausfall bei Nachbarschaftsschäden

1.  In Erweiterung von Abschnitt A § 9 Nr. 1 a) VGB* besteht 
Versicherungsschutz für Mietausfall des Versicherungs-
nehmers, wenn aufgrund eines über diesen Vertrag ver-
sicherten Schadenfalls, auf einem unmittelbar an das 
Versicherungsgrundstück angrenzenden Nachbargrund-
stück, die Räumung des versicherten Gebäudes durch 
eine zuständige Behörde angeordnet wird.

2.  Der unter Nr. 1 beschriebene Mietausfall wird bis zu dem 
Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar 
ist, höchstens jedoch für 24 Monate seit Eintritt des Ver-
sicherungsfalls. Der Mietausfall wird nur insoweit ersetzt, 
wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenut-
zung nicht schuldhaft verzögert.

3.  Der Mietausfall wird nur ersetzt, soweit keine oder keine 
ausreichende Entschädigung über einen anderen Ver-
sicherungsvertrag erlangt werden kann (Subsidiär-
deckung).

§ 33 Graffitischäden

1. Versichert sind die erforderlichen Kosten für die Beseiti-
gung von Schäden durch Graffiti (Verunstaltung durch 
Farben oder Lacke), die durch unbefugte Dritte an Außen-
seiten von versicherten Sachen im Sinne von Abschnitt A 
§ 5 VGB* verursacht werden.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versiche-
rungsjahr auf maximal 10.000 EUR begrenzt.

3. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig er-
rechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen 
Selbstbehalt in Höhe von 500 EUR gekürzt.

4. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden 
dem Versicherer und der zuständigen Polizeidienststelle 
unverzüglich anzuzeigen.

5. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des lau-
fenden Versicherungsjahres durch schriftliche Erklärung 
verlangen, dass der Versicherungsschutz für Graffitischä-
den mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres ent-
fällt.

6. Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Erklärung des Versiche-

rers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündi-
gen.

§ 34 Mutwillige Beschädigung/Vandalismus 
an Einfamilienhäusern

1. Versichert sind die erforderlichen Kosten für die Beseiti-
gung von Schäden an Einfamilienhäusern, die durch un-
befugte Dritte an Außenseiten von versicherten Sachen 
im Sinne von Abschnitt A § 5 VGB* verursacht werden.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versiche-
rungsjahr auf maximal 10.000 EUR begrenzt.

3. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig er-
rechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen 
Selbstbehalt in Höhe von 500 EUR gekürzt.

4. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden 
dem Versicherer und der zuständigen Polizeidienststelle 
unverzüglich anzuzeigen.

§ 35 Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte

1. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB* ersetzt der 
Versicherer die notwendigen Kosten, die dem Versiche-
rungsnehmer für die Beseitigung von Schäden an Türen, 
Schlössern, Fenstern, Rolläden und Schutzgittern da-
durch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter

 a) in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mit-
tels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge einge-
drungen ist,

 b) versucht, durch eine Handlung gemäß Nr. 1 a) in ein 
versichertes Gebäude einzudringen.

2. Bei Gebäudebeschädigung an Einfamilienhäusern wer-
den die Kosten nur ersetzt, soweit keine oder keine aus-
reichende Entschädigung über eine Hausratversicherung 
erlangt werden kann (Subsidiärdeckung).

§ 36 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit

1. In Erweiterung von Abschnitt B § 17 Nr. 1 b) VGB* wird 
auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit und auf eine 
Leistungskürzung verzichtet.

2. Nr. 1 gilt jedoch nicht bei Verletzungen von Sicherheits-
vorschriften und anderen Obliegenheitsverletzungen. 
Hier gelten die Bestimmungen des Abschnitts A §§ 16 
und 17 VGB* in Verbindung mit Abschnitt B §§ 9, 10 VGB*.

§ 37 Tierbissschäden an elektrischen Anlagen, 
Dämmungen und Unterspannbahnen

1. In Erweiterung zu Abschnitt A § 1 VGB* ersetzt der Ver-
sicherer auch Schäden an elektrischen Leitungen und 
elektrischen Anlagen innerhalb von versicherten Gebäu-
den sowie Schäden an Dämmungen und Unterspannbah-
nen von Dächern, die unmittelbar durch den Biss wild-
lebender Tiere entstehen.

2. Folgeschäden aller Art, z. B. durch Fehlen elektrischer 
Spannung, fallen nicht unter den Versicherungsschutz.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 
5.000 EUR begrenzt.

§ 38 Entfernung von Bienen-, Wespen-, Hornissennestern

1. Der Versicherer ersetzt die Kosten für die fachgerechte 
Entfernung bzw. Umsiedlung von Bienen-, Wespen- oder 
Hornissennestern, wenn diese sich im oder am ver-
sicherten Gebäude befinden. Ausgeschlossen ist die Ent-
fernung bei Nebengebäuden, die nicht zu Wohnzwecken 
bestimmt sind. * in der jeweils vereinbarten Fassung
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2. Es erfolgt keine Entschädigung, wenn bereits vor Ver-
tragsbeginn die Existenz des Wespennestes erkennbar 
war. Darüber hinaus entfällt die Kostenübernahme , wenn 
aus rechtlichen Gründen (z. B. Artenschutz) eine Entfer-
nung oder Umsiedlung nicht Möglich ist.

§ 39 Nachträglich vom Mieter eingebrachte Sachen

Abweichend von Abschnitt A § 5 Nr. 3 b) VGB* gelten in das 
Gebäude nachträglich eingefügte – nicht aber ausgetauschte – 
Sachen als versichert, die ein Mieter oder Wohnungseigentü-
mer auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und 
daher hierfür die Gefahr trägt.

* in der jeweils vereinbarten Fassung
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Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden 
(BWE 2011) (Privat)

§ 1 Vertragsgrundlage
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden
§ 3 Überschwemmung, Rückstau
§ 4 Erdbeben
§ 5 Erdsenkung
§ 6 Erdrutsch
§ 7 Schneedruck
§ 8 Lawinen
§ 9 Vulkanausbruch

§ 10 Nicht versicherte Schäden
§ 11 Besondere Obliegenheiten
§ 12 Wartezeit, Selbstbehalt
§ 13 Beitragsänderung
§ 14 Kündigung
§ 15 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages
§ 16 Bedingungsanpassung
§ 17 Künftige Leistungsverbesserungen

VHV Allgemeine Versicherung AG

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt

§ 1  Vertragsgrundlage
Es gelten
a) bei gleichzeitigem Bestehen einer Wohngebäudeversiche-

rung (als Hauptvertrag): die Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB)*,

b) bei gleichzeitigem Bestehen einer Hausratversicherung (als 
Hauptvertrag): die Allgemeinen Hausratversicherungsbe-
dingungen (VHB)*

soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht etwas an-
deres ergibt.

§ 2  Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch
a) Überschwemmung, Rückstau
b) Erdbeben
c) Erdsenkung, Erdrutsch
d) Schneedruck, Lawinen
e) Vulkanausbruch
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

§ 3  Überschwemmung, Rückstau
a) Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und Bo-

dens des Versicherungsgrundstücks mit erheblichen Men-
gen von Oberflächenwasser durch Witterungs-Nieder-
schläge oder Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche 
infolge von Witterungsniederschlägen

b) Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Witterungs-Nieder-
schläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ab-
leitungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen in 
das Gebäude eindringt.

§ 4  Erdbeben
a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbo-

dens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern 
ausgelöst wird.

b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass

 aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der 
Umgebung des Versicherungsortes Schäden an Ge-
bäuden im einwandfreien Zustand oder an ebenso 
 widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, 
oder

 bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der 
versicherten Sachen nur durch ein Erdbeben entstan-
den sein kann.

§ 5  Erdsenkung
Erdsenkung ist ein naturbedingtes Absenken des Erdbodens 
über naturbedingten Hohlräumen. Nicht versichert sind Schä-
den durch Trockenheit oder Austrocknung.

§ 6  Erdrutsch
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen 
von Erd- oder Gesteinsmassen.

§ 7  Schneedruck
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee oder 
Eismassen. Mitversichert sind Schäden durch abgehende 
Dachlawinen, wenn diese durch das Gewicht der Schnee- und 
Eismassen selbst, ausgelöst wurden. Für Dachlawinen, die 
durch äußere Einflüsse (z. B. durch Betreten des Daches) oder 
durch Schneeschmelze ausgelöst wurden, besteht kein Ver-
sicherungsschutz.

§ 8  Lawinen
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee oder Eis-
massen einschließlich der bei ihrem Abgang verursachten 
Druckwelle.

§ 9  Vulkanausbruch
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Auf-
reißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-
Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und 
Gasen.

* in der jeweils vereinbarten Fassung
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§ 10  Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind
a) Schäden an versicherten Gebäuden oder Sachen, die sich 

in Gebäuden befinden, die nicht bezugsfertig oder wegen 
Bauarbeiten für ihren Zweck nicht benutzbar sind.

b) Schäden an im Freien befindlichen beweglichen Sachen. 
Dies gilt auch in der Außenversicherung (§ 7 VHB*),

c) – ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – Schäden 
durch

 aa) Sturmflut,
 bb) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche ge-

drungen (siehe § 3),
 cc) Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks 

durch Ausuferung stehender oder fließender Gewässer.

§ 11  Besondere Obliegenheiten
a) Wohngebäudeversicherung (VGB)*
 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rück-

stauschäden hat der Versicherungsnehmer
 aa) alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen 

Elementarschäden zu treffen und
 bb) bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstauklappen 

anzubringen und funktionsbereit zu halten und
 cc) Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück 

freizuhalten, sofern der Versicherungsnehmer hierfür 
die Gefahr trägt.

b) Hausratversicherung (VHB)*
 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rück-

stauschäden hat der Versicherungsnehmer
 aa) als Gebäudeeigentümer – oder als Mieter, wenn er 

nach dem Mietvertrag verpflichtet ist – wasserführende 
Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück und Rück-
stausicherungen stets funktionsbereit zu halten und

 bb) alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen 
Elementarschäden zu treffen.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenhei-
ten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des Abschnitts B 
§ 9 VGB* oder des Abschnitts B § 8 VHB* leistungsfrei. 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Der Ver-
sicherer ist zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

§ 12  Wartezeit, Selbstbehalt
a) Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Ablauf von 14 

Tagen ab Versicherungsbeginn (Wartezeit).
b) Diese Regelung entfällt, soweit Versicherungsschutz für das 

versicherte Objekt gegen Weitere Elementargefahren über 
einen anderen Vertrag bestanden hat und der Versiche-
rungsschutz ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorlie-
genden Vertrag fortgesetzt wird oder

c) zwischen dem Antragseingang bei der VHV und dem bean-
tragten zukünftigen Versicherungsbeginn mehr als 14 Tage 
liegen.

d) Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errech-
nete Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt.

§ 13  Beitragsänderung
a) Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarten 

Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerk-
malen und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn 
die Schadenaufwendungen und Kosten eines Geschäftsjah-
res die Beitragseinnahmen ohne Versicherungsteuer, je-
weils bezogen auf diese Verträge, überschreiten. Die aner-
kannten Grundsätze der Versicherungsmathematik und der 
Versicherungstechnik sind anzuwenden.

b) Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen Beitrages 
nicht überschreiten. Der geänderte Beitrag darf den im Zeit-
punkt der Änderung geltenden Tarifbeitrag für neu abge-
schlossene Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerk-
malen und gleichem Deckungsumfang nicht übersteigen.

c) Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer teilt 
dem Versicherungsnehmer die Anpassung der Beiträge 
spätestens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrages schrift-
lich mit. In der Mitteilung sind der alte und der neue Beitrag 
gegenüberzustellen und der Versicherungsnehmer über 
dessen Kündigungsrecht nach § 13 d) zu belehren.

d) Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung, den 
Versicherungsvertrag kündigen.

§ 14  Kündigung
a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhal-

tung einer Frist von drei Monaten die Versicherung weiterer 
Elementarschäden in Textform kündigen. Kündigt der Ver-
sicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kün-
digung erst zum Schluss des laufenden Versicherungsjah-
res wirksam wird.

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer 
den Hauptvertrag (siehe § 1) innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.

§ 15  Beendigung des Hauptversicherungs-
vertrages

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (§ 1) er lischt 
auch die Versicherung weiterer Elementarschäden.

§ 16  Bedingungsanpassung
a) Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für bestehende 

Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder ersetzt wer-
den,

 – wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geändert 
wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf der diese 
beruhen,

 – bei einer diese Bedingungen unmittelbar betreffenden 
neuen oder geänderten höchstrichterlichen Rechtspre-
chung,

 – wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig 
für unwirksam erklärt oder

 – wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt als mit 
geltendem Recht nicht vereinbar beanstandet und die 
VHV zur Abänderung auffordert und dadurch eine 
durch gesetzliche Bestimmungen nicht zu schließende 
Vertragslücke entstanden ist

 – und das Verhältnis Beitragsleistung und Versicherungs-
schutz in nicht unbedeutendem Maße gestört wird.

* in der jeweils vereinbarten Fassung
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Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche betreffen:
– Umfang des Versicherungsschutzes;
– Deckungsausschlüsse und
– Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versicherten.
b) Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungs-

nehmer als einzelne Regelung und im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlechter stel-
len als die ursprüngliche Regelung.

c) Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen 
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu 
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern. Sie 
gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht 
innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe in Textform 
widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntgabe aus-
drücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerspruchs. Bei fristgemä-
ßem Widerspruch treten die Änderungen nicht in Kraft.

§ 17  Künftige Leistungsverbesserungen
Werden die dieser Versicherung zugrunde liegenden Ver-
sicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil der Ver-
sicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten 
die Inhalte der neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch 
für diesen Vertrag.
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Klauselbogen zur Wohngebäudeversicherung – Wert 1914 –
Fassung Juli 2011

Folgende Vertragsinhalte gelten für Ihren Vertrag, sofern 
Sie eine der folgenden Klauseln ausdrücklich mit uns ver-
einbart haben:

Selbstbehalt

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete 
Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbe-
halt gekürzt.

Dies gilt nicht für Schadenabwendungs- oder Schadenminde-
rungskosten (siehe Abschnitt B § 14 Nr. 1 a) VGB*, die auf Wei-
sung des Versicherers angefallen sind.

Rohbauversicherung – nur gegen Feuerschäden –

Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten 
 Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen, auf dem 
Baugrundstück im Eigentum des Versicherungsnehmers be-
findlichen Baustoffe während der Zeit des Rohbaus bis zur be-
zugsfertigen Herstellung, längstens jedoch bis zu 24 Monaten, 
gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implo-
sion, Aufprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner La-
dung.

Die Rohbauversicherung gegen Feuerschäden ist beitragsfrei, 
wenn unmittelbar nach Fertigstellung des Gebäudes der Ver-
trag in einen Anschlussvertrag umgewandelt wird.

Rohbauversicherung – nur gegen Sturmschäden und Ha-
gelschäden –

Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Ge-
bäude während der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen 
Herstellung, längstens jedoch bis zu 24 Monaten, gegen Schä-
den durch Sturm und Hagel, wenn das Gebäude fertig gedeckt 
ist, alle Außentüren eingesetzt sind und alle Fenster verglast 
oder in anderer Weise gleichwertig verschlossen sind.

Die Rohbauversicherung gegen Sturm- und Hagelschäden ist 
beitragsfrei, wenn unmittelbar nach Fertigstellung des Gebäu-
des der Vertrag in einen Anschlussvertrag umgewandelt wird.

Wohngebäude – Schwimmbecken außerhalb des Gebäudes 
auf dem Versicherungsgrundstück

In Erweiterung von Abschnitt A § 5 VGB* erstreckt sich die Ver-
sicherung gegen Leitungswasser und Rohrbruch/Frost (Ab-
schnitt A § 3 VGB)* auch auf das auf dem Versicherungsgrund-
stück befindliche Schwimmbecken.

Wohngebäude – Schwimmbecken mit Abdeckung außer-
halb des Gebäudes auf dem Versicherungsgrundstück

In Erweiterung von Abschnitt A § 5 VGB* erstreckt sich die Ver-
sicherung gegen Leitungswasser, Rohrbruch/Frost (Abschnitt A 
§ 3 VGB)* und Sturm/Hagel (Abschnitt A § 4 VGB)* auch auf 
das auf dem Versicherungsgrundstück befindliche Schwimm-
becken sowie der fest installierten Abdeckung.

Nur bei Versicherung der erweiterten Elementarschaden-
versicherung:

Wohngebäude – Mitversicherung weiterer Elementarschä-
den (I)

In Verbindung mit dem Sturmrisiko sind weitere Elementarschä-
den mitversichert.

Die Selbstbeteiligung für die Elementarschadenversicherung 
beträgt je Schadenereignis 10 % vom Schaden, mindestens 
250 EUR, maximal 5.000 EUR. Die Höchsthaftung des Versiche-
rers beträgt 2.500.000 EUR, maximal die Höhe der Versiche-
rungssumme.

Wohngebäude – Mitversicherung weiterer Elementarschä-
den (II)

In Verbindung mit dem Sturmrisiko sind weitere Elementarschä-
den mitversichert.

Die Selbstbeteiligung für die Elementarschadenversicherung 
beträgt je Schadenereignis 10% vom Schaden, mindestens 
250 EUR, maximal 5.000 EUR. Die Höchsthaftung des Versiche-
rers beträgt 2.500.000 EUR, maximal die Höhe der Versiche-
rungssumme.

Abweichend von Paragraph 10 c) cc) BWE* sind Überschwem-
mungen durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 
fließenden) Gewässern sowie dadurch entstandene Schäden 
durch Rückstau mitversichert.

Nur bei Vereinbarung der Ökobausteine

Besondere Vereinbarung Photovoltaik

In Abänderung zu den Allgemeinen Bedingungen für die Elekt-
ronikversicherung (ABE) gelten Sachschäden durch die Gefah-
ren Brand, Blitzschlag, Explosion (gemäß Abschnitt A § 2 Ziffer 
5c der ABE), Leitungswasser (gemäß Abschnitt A § 2 Ziffer 5d 
der ABE), Sturm und Hagel nicht versichert. 

Der Versicherungsschutz zur Ertragsausfallversicherung bleibt 
vom Ausschluss der genannten Gefahren unberührt. 

Selbstbeteiligung Photovoltaik

Für den Baustein Photovoltaik gilt ein Selbstbehalt von 
250 EUR je Versicherungsfall vereinbart.

Mehrkosten für Primärenergie

1. In Erweiterung zu Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB 2011 ersetzt 
der Versicherer die infolge eines versicherten Ausfalles 
von Photovoltaikanlagen und Anlagen der Energieversor-
gung auf Grundlage von oberflächennaher Geothermie, 
Solarthermie, Umweltwärme, Bioöl und Holz entstande-
nen Mehrkosten für Primärenergie.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR 
begrenzt.

* in der jeweils vereinbarten Fassung

37



Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene energeti-
sche Modernisierung

1. In Erweiterung zu Abschnitt A § 7 Nr. 1 VGB 2011 ersetzt 
der Versicherer bei der Wiederherstellung der ver-
sicherten und vom Schaden betroffenen Gebäudeteile 
auch Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene 
energetische und tatsächlich durchgeführte Modernisie-
rungsmaßnahmen, soweit diese für Neubauten dem 
Stand der Technik entsprechen.

2. Soweit Maßnahmen nach Satz 1 bereits vor Eintritt des 
Versicherungsfalles veranlasst wurden, werden diese 
Kosten nicht ersetzt.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000 EUR 
begrenzt.

Windkraftanlagen

Im Rahmen der versicherten Grundgefahren gemäß VGB 2011 
gelten auf dem Versicherungsgrundstück befindliche Wind-
kraftanlagen mitversichert. 

Die Entschädigungsleistung ist auf maximal 5.000 EUR be-
grenzt.
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Besondere Bedingungen für die Glasversicherung (BBGl 2011)

§ 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall
§ 2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
§ 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen
§ 4 Versicherte Kosten
§ 5 Versicherungsort
§ 6 Beitrag und Beitragsberechnung
§ 7 Zahlungsweise

§ 8 Versicherungsteuer 
§ 9 Beitragsänderung
§ 10 Individuelle Risikomerkmale
§ 11 Entschädigung als Sachleistung
§ 12  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

bei Geldleistung
§ 13 Besondere gefahrerhöhende Umstände

VHV Allgemeine Versicherung AG
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§ 1  Versicherte Gefahr; Versicherungsfall

1. Versicherungsfall

 Entschädigt werden versicherte Sachen, die durch Bruch 
(Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden.

2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden

 a) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

  aa) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. 
Schrammen, Muschelausbrüche),

  bb) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehr-
scheiben- Isolierverglasungen.

 b) Nicht versichert sind Schäden, die durch

  aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall 
eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner La-
dung,

  bb) Einbruchdiebstahl, Vandalismus,

  cc) Sturm, Hagel,

  dd) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch 

  entstehen und soweit für diese anderweitig Versiche-
rungsschutz besteht.

§ 2  Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen 
und Kernenergie

1. Ausschluss Krieg

 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähn-
liche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder 
Aufstand.

2. Ausschluss Innere Unruhen

 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen nicht auf Schäden durch innere Unruhen.

3. Ausschluss Kernenergie

 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nuk-
leare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 3  Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. Versicherte Sachen

 Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten 
und fertig eingesetzten oder montierten

 a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas.

 b) künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und 
-spiegel. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
250 EUR begrenzt. Eine Erhöhung des Entschädigungs-
betrages kann vereinbart werden.

 c) Scheiben und Platten aus Kunststoff.

 d) Glasbausteine und Profilbaugläser.

 e) Platten aus Glaskeramik.

 f) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff.

 e) Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren 
Rahmen.

 f) Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen, transparentes 
Glasmosaik, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Scha-
den durch Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vor-
liegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursa-
che beruhen oder der Schaden an der Scheibe den 
anderen Schaden verursacht hat.

 Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der 
Versicherung

2. Gesondert versicherbar

 Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten 
und fertig eingesetzten oder montierten

 a) Scheiben und Platten in ausschließlich gewerblich ge-
nutzten Räumen, die im Versicherungsschein ausdrück-
lich benannt sind.

 b) sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein ausdrück-
lich benannt sind.

3. Nicht versicherte Sachen

 Nicht versichert sind

 a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskör-
per und Handspiegel.

 b) Photovoltaikanlagen.

 c) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind.

 d) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Be-
standteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe 
und Kommunikationsgeräte sind (z. B. Bildschirme von 
Fernsehgeräten, Computer-Displays).
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§ 4  Versicherte Kosten

1. Versicherte Kosten

 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen Kosten für

 a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverscha-
lungen, Notverglasungen).

 b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten 
Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsorgungs-
kosten).

 c) Sonderkosten für Gerüste, Kräne, Beseitigung von Hin-
dernissen. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
250 EUR begrenzt. Eine Erhöhung des Entschädigungs-
betrages kann vereinbart werden.

2. Gesondert versicherbar

 Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum 
jeweils vereinbarten Betrag die infolge eines Versicherungs-
falles notwendigen Kosten für

 a) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Ver-
zierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den versicher-
ten Sachen (siehe § 3).

 b) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die 
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. 
Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.).

 c) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Be-
schlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen.

§ 5  Versicherungsort

Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeich-
neten Gebäude oder Räume von Gebäuden. Soweit Versiche-
rungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, besteht die-
ser nur innerhalb des Versicherungsortes.

§ 6  Beitrag und Beitragsberechnung

1. Der Beitrag für Versicherungsverträge in der Glasversiche-
rung richtet sich nach risikorelevanten Umständen. Hierzu 
zählen alle Umstände, zu denen der Versicherer ausdrück-
lich im Antrag fragt, es sei denn, die Angaben werden nur für 
statistische Erhebungen benötigt, worauf im Antrag beson-
ders hingewiesen wird. Die risikorelevanten Umstände wer-
den nach finanz- und versicherungsmathematischen Metho-
den kalkuliert und miteinander verknüpft.

2. Risikorelevante Umstände sind zum Beispiel:
 – Wohnort und Postanschrift des Versicherungsnehmers
 – Hauptberuf des Versicherungsnehmers
 – Vorhandensein weiterer Versicherungsverträge bei der 

VHV
 – Ort, an dem sich die Wohnung bzw. das Ein- oder Zwei-

familienhaus, in welchem die Haushaltsglasversicherung 
abgeschlossen wird, gelegen ist.

3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer 
jede Änderung risikorelevanter Umstände unverzüglich an-
zuzeigen.

 Ändern sich risikorelevante Umstände, wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt neu berechnet, ab dem die Änderung einge-
treten ist.

4. Auf die Beachtung des Abschnitts B § 9 und die daraus re-
sultierenden Rechtsfolgen wird ausdrücklich hingewiesen.

§ 7  Zahlungsweise

1. Die Beiträge sind, soweit im Tarif nichts anderes bestimmt 
ist, Jahresbeiträge, die jährlich im Voraus zu entrichten sind.

2. In der Haushaltsglasversicherung kann eine unterjährige 
Zahlungsweise nur vereinbart werden, wenn gleichzeitig 
eine Hausratversicherung bei der VHV mit gleicher Zah-
lungsweise besteht.

3. Bei halb- oder vierteljährlicher oder monatlicher Teilzahlung 
ist ein Zuschlag von 3, 5 oder 8 % des Versicherungsbei-
trags zu entrichten. Die monatliche Zahlungsweise ist nur 
bei Vereinbarung des Lastschriftverfahrens möglich.

§ 8  Versicherungsteuer

1. In den vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Beiträgen 
ist die Versicherungsteuer enthalten.

2. Der Prozentsatz der Versicherungsteuer richtet sich nach 
dem Versicherungsteuergesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung. Er wird berechnet von dem vom Versicherungsnehmer 
zu zahlenden Beitrag zuzüglich der Nebenkosten im Sinne 
von § 3 Abs. 1 Versicherungsteuergesetz.

§ 9  Beitragsänderung

1. Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarten 
Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerk-
malen und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn 
die Schadenaufwendungen und Kosten eines Geschäftsjah-
res die Beitragseinnahmen ohne Versicherungsteuer, jeweils 
bezogen auf diese Verträge, überschreiten. Die anerkannten 
Grundsätze der Versicherungsmathematik und der Versiche-
rungstechnik sind anzuwenden.

2. Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen Beitrags 
nicht überschreiten. Der geänderte Beitrag darf den im Zeit-
punkt der Änderung geltenden Tarifbeitrag für neu abge-
schlossene Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerk-
malen und gleichem Deckungsumfang nicht übersteigen.

3. Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer teilt 
dem Versicherungsnehmer die Anpassung der Beiträge spä-
testens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrags schriftlich 
mit. In der Mitteilung ist der alte und neue Beitrag gegen-
überzustellen und der Versicherungsnehmer über dessen 
Kündigungsrecht nach § 9 Nr. 4 zu belehren.

4. Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung, den 
Versicherungsvertrag kündigen.

§ 10  Individuelle Risikomerkmale

1. Die VHV kann Versicherungsnehmer zum Zwecke der risiko-
gerechteren Tarifierung nach gleichartigen Merkmalen zu 
Gruppen von Risiken zusammenfassen, um ein ausgewoge-
nes Verhältnis von Beitrag und Leistung zu erlangen. Zu Be-
ginn jeder neuen Versicherungsperiode können für jede der 
nach gleichartigen Merkmalen gebildeten Gruppen gegen-
über dem allgemeinen Tarifbeitrag Nachlässe eingeräumt 
oder Zuschläge erhoben werden, wenn eine nach den 
Grundsätzen der Versicherungsmathematik auf der Grund-
lage vorhandener VHV-Daten mittels spezieller EDV-techni-
scher Verfahren durchgeführte Bewertung dies rechtfertigt. 
Die Nachlässe oder Zuschläge gelten nur für die jeweils 
neue Versicherungsperiode.
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2. Risikogerechte Merkmale im Sinne von Nr. 1 sind z. B.:
 – rechtzeitige Zahlung der Versicherungsbeiträge,
 – Dauer und Umfang der bisherigen Vertragsbeziehung 

sowie
 – Merkmale zur versicherten Person oder zur versicherten 

Sache.

§ 11  Entschädigung als Sachleistung

1. Sachleistung

 a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine Sach-
leistung, zu der er den Auftrag erteilt.

 b) Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und Rech-
nung des Versicherers die zerstörten oder beschädigte 
Sachen entsorgt und in gleicher Art und Güte (siehe § 3) 
an den Schadenort geliefert und wieder eingesetzt wer-
den.

 c) Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere 
Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadenortes 
(z. B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang mit dem 
Einsetzen der Scheibe (z. B. Anstriche, De- und Remon-
tage von Vergitterungen) notwendig sind. Diese Aufwen-
dungen werden nur – soweit dies besonders vereinbart 
ist – in vereinbarter Höhe ersetzt (siehe § 4 BBGl).

  Falls solche besonderen Aufwendungen zur Erbringung 
der Sachleistung notwendig sind, erteilt der Versicherer 
in Absprache mit dem Versicherungsnehmer in dessen 
Namen den Auftrag hierzu. Der Versicherer erstattet dem 
Versicherungsnehmer die Rechnungskosten bis zur ver-
einbarten Höhe.

 d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei der 
Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe und 
Struktur) an entschädigten Sachen sowie für fertigungs-
bedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Er-
scheinungsbild entstehen und erteilt hierzu keinen Auf-
trag.

2. Abweichende Entschädigungsleistung

 a) Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer ersetzt 
der Versicherer den Geldbetrag, welcher dem unter Nr. 1 
beschriebenen Leistungsumfang entspricht.

 b) Darüber hinaus kann der Versicherer in Geld leisten, so-
weit eine Ersatzbeschaffung durch den Versicherer zu 
den ortsüblichen Wiederherstellungskosten nicht mög-
lich ist.

 c) Wird Unterversicherung nach Nr. 5 festgestellt, leistet der 
Versicherer ausschließlich in Geld.

 d) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versi-
cherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das 
Gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer Mehrwert-
steuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

3. Notverglasung/Notverschalung

 Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasun-
gen und Notverschalungen) können vom Versicherungsneh-
mer in Auftrag gegeben und als notwendige versicherte 
Kosten geltend gemacht werden.

4. Kosten

 a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe § 4 
BBGl) ist der Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungs-
falls.

 b) Kürzungen nach Nr. 2 c) gelten entsprechend für die ver-
sicherten Kosten.

5. Unterversicherung

 Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, 
liegt Unterversicherung vor, wenn der Versicherungswert 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles höher ist als die Ver-
sicherungssumme.

 Ist Unterversicherung festgestellt worden, wird die Entschä-
digung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel ge-
kürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der 
Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungs-
wert. Für die Entschädigungsberechnung versicherter Kos-
ten (siehe § 4) gilt die Kürzung entsprechend.

§ 12  Zahlung und Verzinsung 
der Entschädigung bei Geldleistung

1. Fälligkeit der Entschädigung

 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs ab-
geschlossen sind.

 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 
des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspru-
chen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Verzinsung

 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

 a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen.

 b) Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§§ 288, 
247 BGB).

 c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fäl-
lig.

3. Hemmung

 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) und 
Nr. 2 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem in-
folge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4. Aufschiebung der Zahlung

 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

 a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen.

 b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft.

§ 13  Besondere gefahrerhöhende Umstände
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt B § 9 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a) die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist.

b) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht.

c) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenommen

wird.
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Tarif für Ein- und Zweifamilienhäuser

Folgende Klauseln gelten für alle Verträge obligatorisch:

Mobiliarverglasung

Mitversichert gelten Kunststoffscheiben von Bildern, Schränken,
Vitrinen, Sichtfenster von Öfen, Elektro- und Gasgeräten, Dusch-
kabinen, Kunststoffplatten, Platten aus Glaskeramik, Glaske -
ramik-Kochflächen sowie Aquarien und Terrarien.

Gebäudeverglasung

Im Rahmen der Glasversicherung gelten Scheiben mit einer Ein-
zelgröße bis 10 qm versichert.

Mitversichert gelten Kunststoffscheiben von Fenstern, Türen,
Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, 
Loggien, Wetterschutzvorbauten, Dächern,

Brüstungen, Duschkabinen sowie Scheiben von Sonnenkollek -
toren einschließlich deren Rahmen, Lichtkuppeln aus Glas 
oder Kunststoff, Glasbausteine und Profilbaugläser.

Tarif für Mehrfamilienhäuser

Folgende Klauseln gelten für alle Verträge obligatorisch:

Gesamtes Gebäude

Versichert sind die mit dem Gebäude fest verbundenen Außen-
und Innenscheiben mit Einzelgrößen bis zu 10 qm des gesamten
Gebäudes. 

Darunter fallen Glas- und Kunststoffscheiben von Fenstern, Türen,
Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien,
Wetterschutzvorbauten, Dächern, Brüstungen, Duschkabinen und
Sonnenkollektoren, Lichtkuppeln, Glasbausteine, Profilbau -
gläser – ausgenommen hiervon sind Werbeanlagen, Außen- und
Innenverglasungen von gewerblich genutzten Räumen.

Räume des Allgemeinen Gebrauchs

Versichert sind die mit dem Gebäude fest verbundenen Außen-
und Innenscheiben mit Einzelgrößen bis zu 10 qm sowie sie zu
Räumen oder Gebäudeteilen gehören, die dem allgemeinen Ge-
brauch dienen (z.B. in Treppenhäusern, Gemeinschafts-, Keller-
und Bodenräumen, von Windfängen und Wetterschutzbauten).

Darunter fallen Glas- und Kunststoffscheiben von Fenstern, Türen,
Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien,
Wetterschutzvorbauten, Dächern, Brüstungen, Duschkabinen und
Sonnenkollektoren, Lichtkuppeln, Glasbausteine, Profilbau -
gläser – ausgenommen hiervon sind Werbeanlagen, Außen- und
Innenverglasungen von gewerblich genutzten Räumen.

Wohnungs- und Teileigentum 

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungs -
eigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner
Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei, so
kann er sich hierauf  gegenüber den übrigen Wohnungsei-
gentümern wegen deren Sondereigentum und wegen deren
Miteigentumsanteilen nicht berufen. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungs-
grund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf  entfallenen Auf-
wendungen zu ersetzen.  

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass
der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegenü-
ber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese
zusätz liche Entschädigung zur Wiederherstellung des ge-
meinschaft lichen Eigentums verwendet wird.  

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungs-
grund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese Mehrauf-
wendungen zu erstatten. 

3. Für die Versicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2
entsprechend.

Klauselbogen zum Baustein Glasversicherung – 2011

VHV Allgemeine Versicherung AG
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Ergänzung zu den VGB 2011 – Fassung 07/2011:
Besondere Bedingungen für die Konditionsdifferenzdeckung 
in der Wohngebäudeversicherung – Fassung Juli 2011

VHV Allgemeine Versicherung AG
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1 Vertragsgrundlagen

Es gelten die vereinbarten Allgemeinen Wohngebäude-Versi-
cherungsbedingungen (VGB) sowie die vereinbarten Besonde-
ren Bedingungen und Klauseln, soweit sich aus den folgenden 
Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

2 Gegenstand der Konditionsdifferenzdeckung

Diese Konditionsdifferenzdeckung ergänzt eine anderweitig be-
stehende Wohngebäudeversicherung für dasselbe Risiko im 
nachstehend beschriebenen Umfang. Der Versicherungsschutz 
aus der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung 
geht dem Versicherungsschutz aus dem vorliegenden Vertrag 
vor.

3 Leistungsumfang 

1. Die Konditionsdifferenzdeckung leistet für Schadenereig-
nisse, die in der anderweitig bestehenden Wohngebäude-
versicherung nicht oder nicht im vollen Umfang versichert 
sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag vereinbar-
ten Versicherungsschutzes (zum Beispiel: Haftungserwei-
terungen, Entschädigungsgrenzen und Selbstbehalte). Die 
Konditionsdifferenzdeckung leistet nicht für bestehende 
Versicherungssummendifferenzen zwischen diesem und 
dem anderweitig bestehenden Vertrag.

 Vertraglich vereinbarte und sonstige Leistungen aus der 
anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung wer-
den abgezogen. Soweit im vorliegenden Vertrag ein 
Selbstbehalt vereinbart gilt, wird der sich nach der vorste-
henden Berechnungsmethode ergebende Betrag jedoch 
um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

2. Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus 
der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung 
ist der Umfang des Versicherungsschutzes des anderen 
Vertrages, der zum Zeitpunkt der Antragstellung der Kon-
ditionsdifferenzdeckung bestanden hat. Nachträglich vor-
genommene Änderungen an der anderweitig bestehenden 
Wohngebäudeversicherung bewirken keine Erweiterung 
der Konditionsdifferenzdeckung.

3. Ergänzend zu den Bestimmungen der VGB werden Leis-
tungen aus der Konditionsdifferenzdeckung nicht erbracht, 
wenn

 3.1 zum Zeitpunkt der Antragstellung der Konditionsdiffe-
renzdeckung keine anderweitige Wohngebäudever-
sicherung bestanden hat;

 3.2 die Leistung des anderen Versicherers infolge eines 
Vergleichs zwischen dem anderweitigen Versicherer 
und dem Versicherungsnehmer nicht zum vollen Er-
satz des Schadens führt. Gleiches gilt, wenn aufgrund 
fehlender Nachweise über die Schadenhöhe durch 
den anderweitigen Versicherer lediglich eine pau-
schale Entschädigung erbracht wird.

 3.3 Ist der anderweitige Versicherer infolge

  – Nichtzahlung der Beiträge,

  – Obliegenheitsverletzung,

  – arglistiger Täuschung

  von seiner Leistungspflicht ganz oder teilweise be-
freit, so wird dadurch keine Erweiterung des Leis-
tungsumfangs der Konditionsdifferenzdeckung be-
wirkt. Leistungen aus der Konditionsdifferenzdeckung 
werden dann nur insoweit erbracht, wie sie entstan-
den wären, wenn keiner der vorgenannten Gründe für 
den Wegfall oder die Reduzierung der Leistung vorge-
legen hätte.

4 Verhalten im Schadenfall

1. Der Versicherungsnehmer hat einen Schadenfall

 1.1 zunächst dem Versicherer der anderweitig bestehen-
den Wohngebäudeversicherung anzuzeigen und dort 
seine Ansprüche geltend zu machen;

 1.2 zur Konditionsdifferenzdeckung unverzüglich zu mel-
den, sobald er von dem anderweitigen Versicherer in-
formiert werden, dass ein gemeldeter Schadenfall 
dort nicht oder nicht in vollem Umfang unter die Leis-
tungspflicht fällt.

2. Die übrigen in Abschnitt A § 16 VGB genannten Obliegen-
heiten, welche im Versicherungsfall zu beachten sind, blei-
ben unberührt; insbesondere hat der Versicherungsnehmer 
nach Aufforderung durch den Versicherer die erforder-
lichen Auskünfte zur Feststellung der Entschädigungs-
pflicht zu erteilen sowie die zur Feststellung der Leistungs-
höhe notwendigen Unterlagen des anderen Versicherers 
einzureichen.

5 Dauer der Konditionsdifferenzdeckung

1. Der vorliegende Wohngebäudeversicherungsvertrag wird 
zu dem im Versicherungsschein genannten Beendigungs-
termin der anderweitig bestehenden Wohngebäudever-
sicherung durch den Wegfall der Bestimmungen über die 
Konditionsdifferenzdeckung auf den vollen Versicherungs-
schutz umgestellt. Gleiches gilt, wenn die anderweitig be-
stehende Wohngebäudeversicherung vor dem genannten 
Beendigungstermin endet. Die vorzeitige Beendigung der 
anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung ist 
unverzüglich mitzuteilen.

2. Ab dem Zeitpunkt der Umstellung von der Konditionsdiffe-
renzdeckung auf den vollen Versicherungsschutz ist der 
hierfür zu zahlende Beitrag zu entrichten.
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Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE 2008)

Abschnitt A

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen
§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden
§ 3 Versicherte Interessen
§ 4 Versicherungsort 
§ 5  Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung
§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten
§ 7 Umfang der Entschädigung 
§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 9 Sachverständigenverfahren 
§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
§ 11 Wechsel der versicherten Sachen 

Abschnitt B

§ 12 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

§ 13 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
des Einmal- oder Erstbeitrages, Beitragsberechnung 

§ 14 Dauer und Ende des Vertrages 
§ 15  Folgebeitrag 
§ 16  Lastschriftverfahren 
§ 17  Ratenzahlung 
§ 18  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 19  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
§ 20 Gefahrerhöhung 
§ 21  Überversicherung 
§ 22  Mehrere Versicherer 
§ 23  Versicherung für fremde Rechnung 
§ 24  Übergang und Obliegenheiten zur Sicherung 

von Ersatzansprüchen 
§ 25  Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 26  Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
§ 27  Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 
§ 28  Vollmacht des Versicherungsvertreters 
§ 29  Verjährung 
§ 30  Zuständiges Gericht 
§ 31  Anzuwendendes Recht 

VHV Allgemeine Versicherung AG
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Abschnitt A

§ 1  Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. Versicherte Sachen

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten elektrotech-
nischen und elektronischen Anlagen und Geräte, sobald sie betriebs-
fertig sind.

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und 
soweit vorgesehen nach beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeits-
aufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unter-
brechung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz 
nicht. Dies gilt auch während einer De- oder Remontage sowie wäh-
rend eines Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsortes.

2. Nicht versicherte Sachen

Nicht versichert sind
a) Wechseldatenträger;
b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel;
c) Werkzeuge aller Art;
d) sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten 

Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müs-
sen.

§ 2  Versicherte und nicht versicherte Gefahren 

und Schäden

1. Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintre-
tende Beschädigungen oder Zerstörungen von versicherten Sachen 
(Sachschaden) und bei Abhandenkommen versicherter Sachen durch 
Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder 
seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch 
mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwis-
sen hätten vorhersehen müssen, wobei nur grobe Fahrlässigkeit scha-

det und diese den Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen.

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter;
b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung;
d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahr-

zeuges, seiner Teile oder seiner Ladung sowie Schwelen, Glim-
men, Sengen, Glühen oder Implosion;

e) Wasser, Feuchtigkeit;
f) Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung.

2. Elektronische Bauelemente

Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der ver-
sicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte Gefahr 
nachweislich von außen auf  eine Austauscheinheit (im Reparaturfall 
üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf  die versicherte 
Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, 
so genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden 
auf  die Einwirkung einer versicherten Gefahr von außen zurückzufüh-
ren ist.

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Ent-
schädigung geleistet.

3. Röhren und Zwischenbildträger

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, leistet der Versicherer Ent-
schädigung für Röhren und Zwischenbildträger nur bei Schäden durch
a) Brand, Blitzschlag, Explosion;
b) Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus;
c) Leitungswasser.

Abs. 4 bleibt unberührt. Begriffsbestimmungen sind Abs. 5 zu entneh-
men.

4. Nicht versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf  mitwirkende Ursachen 
keine Entschädigung für Schäden
a) durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Repräsen-

tanten;
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b) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion, Aufstand;

c) durch Innere Unruhen;
d) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substan-

zen;
e) durch Erdbeben;
f) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhan-

den waren und dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsen-
tanten bekannt sein mussten;

g) durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige 
Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an weiteren Aus-
tauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Abs. 2 bleibt 
unberührt;

h) durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Ver-
sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten bekannt sein 
musste; der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn der 
Schaden nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde 
oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des 
Versicherers wenigstens behelfsmäßig repariert war;

i) soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), 
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat.

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zu-
nächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, 
dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestreitet der 
Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits 
gezahlte Entschädigung.

Für diese Fälle gilt § 86 VVG – Übergang von Ersatzansprüchen – 
nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf  Kosten und 
nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforder-
lichenfalls gerichtlich geltend zu machen.

Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungs-
nehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der 
Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet.

5. Gefahrendefinitionen

Im Sinne dieser Bedingungen gilt

a) Raub
  Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer Gewalt an-

gewendet oder angedroht wird, um dessen Widerstand gegen die 
Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. Dem Versiche-
rungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorüberge-
hend die Obhut über die versicherten Sachen ausüben.

b) Einbruchdiebstahl
  Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrages liegt vor, wenn je-

mand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er in einen Raum eines 
Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels

 1)  richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl oder durch 
Raub an sich gebracht hatte;

 2)  falscher Schlüssel oder
 3)  anderer Werkzeuge eindringt.

c) Brand, Blitzschlag, Explosion
 1)  Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 

Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus 
eigener Kraft auszubreiten vermag.

 2)  Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf  
Sachen.

 3)  Explosion ist eine auf  dem Ausdehnungsbestreben von Gasen 
oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.

d) Leitungswasser
  Leitungswasser ist Wasser, das aus fest verlegten Zu- oder Ablei-

tungsrohren der Wasserversorgung, aus sonstigen mit dem Rohr-
system fest verbundenen Einrichtungen der Wasserversorgung, 
aus Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Sprinkler- 
oder Berieselungsanlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist.

§ 3  Versicherte Interessen

1. Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers.
  Ist der Versicherungsnehmer nicht Eigentümer, so ist auch das In-

teresse des Eigentümers versichert. Die Bestimmungen zu ver-
sicherten Schäden und Gefahren bleiben unberührt.

2.  Bei Sicherungsübereignung gilt dies auch dann, wenn der Ver-
sicherungsnehmer das Eigentum nach Abschluss der Versiche-
rung überträgt.

 Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen gemäß §§ 95 ff  
VVG zur Veräußerung der versicherten Sache.

3.  Hat der Versicherungsnehmer die Sache unter Eigentumsvorbehalt 
verkauft, so ist auch das Interesse des Käufers versichert.

 Der Versicherer leistet jedoch keine Entschädigung für Schäden, 
für die der Versicherungsnehmer als Lieferant (Hersteller oder 
Händler) gegenüber dem Käufer einzutreten hat oder ohne auf  den 
Einzelfall bezogene Sonderabreden einzutreten hätte.

4.  Hat der Versicherungsnehmer die Sache einem Dritten als Mieter, 
Pächter, Entleiher oder Verwahrer übergeben, so ist auch das Inte-
resse dieses Dritten versichert.

5.  Hat der Versicherungsnehmer die versicherte Sache, die er in sei-
nem Betrieb verwendet oder Dritten überlässt (Nr. 4), selbst herge-
stellt, so leistet der Versicherer keine Entschädigung für Schäden, 
für die bei Fremdbezug üblicherweise der Lieferant (Hersteller oder 
Händler) einzutreten hätte.

 Im Übrigen gelten die Bestimmungen zur Versicherung für fremde 
Rechnung.

§ 4  Versicherungsort

  Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. 
Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Be-
triebsgrundstücke.

§ 5  Versicherungswert; Versicherungssumme; 

Unterversicherung

1. Versicherungswert

Versicherungswert ist der Neuwert.

a) Neuwert ist der jeweils gültige Listenpreis der versicherten Sache 
im Neuzustand zuzüglich der Bezugskosten (z. B. Kosten für Ver-
packung, Fracht, Zölle, Montage).

b) Wird die versicherte Sache nicht mehr in Preislisten geführt, so ist 
der letzte Listenpreis der Sache im Neuzustand zuzüglich der Be-
zugskosten maßgebend; dieser Betrag ist entsprechend der Preis-
entwicklung für vergleichbare Sachen zu vermindern oder zu erhö-
hen.

  Hatte die versicherte Sache keinen Listenpreis, so tritt an dessen 
Stelle der Kauf- oder Lieferpreis der Sache im Neuzustand zuzüg-
lich der Bezugskosten; dieser Betrag ist entsprechend der Preis-
entwicklung für vergleichbare Sachen zu vermindern oder zu erhö-
hen.

  Kann weder ein Listenpreis noch ein Kauf- oder Lieferpreis ermit-
telt werden, so ist die Summe der Kosten maßgebend, die jeweils 
notwendig war, um die Sache in der vorliegenden gleichen Art und 
Güte (z. B. Konstruktion, Abmessung, Leistung) zuzüglich der Han-
delsspanne und der Bezugskosten wiederherzustellen. Dieser Be-
trag ist entsprechend der Preisentwicklung zu vermindern oder zu 
erhöhen.

 Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für den Versicherungs-
wert unberücksichtigt.

c) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, 
so ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.

2. Versicherungssumme

Die im Versicherungsvertrag für jede versicherte Sache genannte Ver-
sicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen.

Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme für die ver-
sicherte Sache während der Dauer des Versicherungsverhältnisses 
dem jeweils gültigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, 
wenn werterhöhende Änderungen vorgenommen werden.

3. Unterversicherung

Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert zur 
Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, so besteht Unterversiche-
rung.
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§ 6  Versicherte und nicht versicherte Kosten

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen 
nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf  Weisung des Versicherers macht.

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für ver-
sicherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versiche-
rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit 
Aufwendungen auf  Weisung des Versicherers entstanden sind.

c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr 
oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen 
Interesse erbracht werden.

d) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Be-
trag auf  Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von Daten des 
Betriebssystems, welche für die Grundfunktion der versicherten 
Sache notwendig sind, sofern der Verlust, die Veränderung oder 
die Nichtverfügbarkeit der Daten infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf  
dem diese Daten gespeichert waren.

b) Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinbarung versichert.
c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für ver-

sicherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versiche-
rungssumme je vereinbarter Position.

3. Zusätzliche Kosten

Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstellungskosten hinaus die 
nachfolgend genannten Kosten bis zur Höhe der jeweils hierfür verein-
barten Versicherungssumme auf  Erstes Risiko versichert. Die jeweils 
vereinbarte Versicherungssumme vermindert sich nicht dadurch, dass 
eine Entschädigung geleistet wird.

a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten
 1) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines 

dem Grunde nach versicherten Schadens aufwenden muss, um 
versicherte und nicht versicherte Sachen, deren Teile oder 
Reste, die sich innerhalb des Versicherungsortes befinden

  – aufzuräumen und nötigenfalls zu dekontaminieren;
  – zu vernichten oder in die nächstgelegene geeignete Abfall-

beseitigungsanlage zu transportieren und dort zu beseitigen.
 2) Nicht versichert sind jedoch Kosten für die Dekontamination 

und Entsorgung von Erdreich oder Gewässern, Kosten für die 
Beseitigung von Beeinträchtigungen des Grundwassers oder 
der Natur sowie von Emissionen in der Luft.

  Nicht versichert sind ferner Aufwendungen des Versicherungs-
nehmers aufgrund der Einliefererhaftung.

 3) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungs-
nehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz bean-
spruchen kann.

b) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich
 1) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge einer 

Kontamination durch einen dem Grunde nach versicherten 
Schaden aufgrund behördlicher Anordnungen aufwenden 
muss, um

  – Erdreich des Versicherungsortes zu untersuchen und nöti-
genfalls zu dekontaminieren oder auszutauschen;

   – den Aushub zu vernichten oder in die nächstgelegene geeig-
nete Deponie zu transportieren und dort abzulagern;

   – insoweit den Zustand der Schadenstätte vor Eintritt des 
Schadens wiederherzustellen.

 2) Die Aufwendungen gemäß 1) sind nur versichert, sofern die be-
hördlichen Anordnungen

   – aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, 
die vor Eintritt des Schadens erlassen wurden;

   – eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses 
Schadens entstanden ist;

   – innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Schadens er-
gangen sind und dem Versicherer ohne Rücksicht auf  

Rechtsmittelfristen innerhalb von drei Monaten seit Kennt-
niserhalt gemeldet wurden.

 3) Wird durch den Schaden eine bereits bestehende Kontamina-
tion des Erdreiches erhöht, so sind nur die Aufwendungen versi-
chert, die den für eine Beseitigung der bestehenden Kontami-
nation erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Scha-
den aufgewendet worden wäre.

  Die hiernach zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch 
Sachverständige festgestellt.

 4) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen 
oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungs-
nehmers einschließlich der Einliefererhaftung sind nicht versi-
chert.

 5) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungs-
nehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz bean-
spruchen kann.

c) Bewegungs- und Schutzkosten
 Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem 

Grund nach versicherten Schadens aufwenden muss, wenn zum 
Zwecke der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der ver-
sicherten Sache andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt 
werden müssen, insbesondere Aufwendungen für De- und Remon-
tage, für Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudetei-
len oder für das Erweitern von Öffnungen.

d) Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten, Gerüstge-
stellung, Bergungsarbeiten, Bereitstellung eines Provisoriums,
Luftfracht.

 Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem 
Grunde nach versicherten Schadens aufwenden muss.

§ 7  Umfang der Entschädigung

1. Wiederherstellungskosten

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unter-
schieden.

Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten zuzüg-
lich des Wertes des Altmaterials nicht höher sind als der Neuwert der 
versicherten Sache. Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt 
ein Totalschaden vor.

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug insbe-
sondere für Alter, Abnutzung und technischem Zustand.

Versicherte Sachen, die in verschiedenen Positionen bezeichnet sind, 
gelten auch dann nicht als einheitliche Sache, wenn sie wirtschaftlich 
zusammen gehören.

Werden versicherte Sachen in einer Sammelposition aufgeführt, so 
gelten sie nicht als einheitliche Sache, sofern diese eigenständig ver-
wendet werden können.

2. Teilschaden

Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des früheren, be-
triebsfertigen Zustandes notwendigen Aufwendungen abzüglich des 
Wertes des Altmaterials.
a) Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere
 1) Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe;
 2) Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch übertarifliche 

Lohnanteile und Zulagen, ferner Mehrkosten durch tarifliche Zu-
schläge für Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeiten;

 3) De- und Remontagekosten;
 4) Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten;
 5) Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, welches 

für die Grundfunktion der versicherten Sache notwendig ist;
 6) Kosten für das Aufräumen und das Dekontaminieren der ver-

sicherten Sache oder deren Teile sowie Kosten für das Vernich-
ten von Teilen der Sache, ferner Kosten für den Abtransport von 
Teilen in die nächstgelegene geeignete Abfallbeseitigungsan-
lage, jedoch nicht Kosten aufgrund der Einliefererhaftung.

b) Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der Wertver-
besserung wird vorgenommen an Hilfs- und Betriebsstoffen, Ver-
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brauchsmaterialien und Arbeitsmitteln, Werkzeugen aller Art sowie 
sonstigen Teilen, die während der Lebensdauer der versicherten 
Sache erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müs-
sen, soweit diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten 
Sache zerstört oder beschädigt werden.

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
 1) Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch 

unabhängig von dem Versicherungsfall notwendig gewesen 
wären;

 2) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über 
die Wiederherstellung hinausgehen;

 3) Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die 
Kosten nicht auch durch Arbeiten in fremder Regie entstanden 
wären;

 4) entgangener Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie;
 5) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederher-

stellung;
 6) Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstellung erforder-

lich sind, aber nicht an der versicherten Sache selbst ausge-
führt werden;

 7) Vermögensschäden.

3. Totalschaden

Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Altmaterials.

4. Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert

Abweichend von Abs. 2) und Abs. 3) ist die Entschädigungsleistung 
auf  den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles be-
grenzt, wenn
a) die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (To-

talschaden) unterbleibt oder
b) für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht 

mehr zu beziehen sind.

Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf  den Teil der 
Entschädigung, der den Zeitwert übersteigt, nur, soweit und sobald er 
innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 
sichergestellt hat, dass er die Entschädigung zur Wiederherstellung 
der beschädigten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder abhan-
den gekommenen Sachen verwenden wird.

5. Weitere Kosten

Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Schadens über die 
Wiederherstellungskosten hinaus aufgewendet werden müssen, er-
setzt der Versicherer im Rahmen der hierfür vereinbarten Versiche-
rungssummen.

6. Grenze der Entschädigung

Grenze der Entschädigung ist der auf  die betroffene Sache entfal-
lende Teil der Versicherungssumme.

7. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Abs. 1) 
bis 6) ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag 
verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. 
Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf  Erstes Risiko.

8. Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit

Haben der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten den 
Schaden grob fahrlässig herbeigeführt, wird die Entschädigung in 
einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis ge-
kürzt.

9. Selbstbehalt

Der nach Abs. 1) bis 8) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um 
den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln 
abgezogen. Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben 
Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang zwischen 
diesen Schäden, so wird der Selbstbehalt nur einmal abgezogen.

§ 8  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Ver-
sicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlos-
sen sind.

  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des 
Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädi-
gung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer gegenüber 
dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer 
nach 1 b) geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache in-
folge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft 
worden ist.

3. Verzinsung

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund 
eine weitergehende Zinspflicht besteht
a) die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats 

nach Meldung des Schadens geleistet wird – ab Fälligkeit zu ver-
zinsen;

b) der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädi-
gung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versicherungs-
nehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versicherer 
nachgewiesen hat;

c) der Zinssatz beträgt 4 Prozent;
d) die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4. Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Abs. 1), 3) a) und Abs. 3) b) ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens 
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers 

bestehen;
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Ver-

sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
Versicherungsfalles noch läuft.

6. Abtretung des Entschädigungsanspruches

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung 
des Versicherers abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt 
werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund ver-
langt.

§ 9  Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles 
verlangen, dass der Schaden in einem Sachverständigenverfahren 
festgestellt wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können Ver-
sicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf  weitere 
Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung

Für das Sachverständigenverfahren gilt
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. 

Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die an-
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dere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in 
Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. 
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffor-
dernde Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer 
ist der Versicherungsnehmer auf  diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf  als Sachverständigen keine Person benen-
nen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm 
in dauernder Geschäftsverbindung steht, ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit 
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer 
Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die 
Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Ob-
mannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachver-
ständigen nicht, so wird der Obmann auf  Antrag einer Partei durch 
das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten
a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von 

dem an der Sachschaden für den Versicherungsnehmer nach den 
anerkannten Regeln der Technik frühestens erkennbar war;

b) den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, insbesondere
 1) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und be-

schädigten versicherten Sachen mit deren Werten unmittelbar 
vor dem Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des Scha-
dens;

 2) die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den 
Zustand vor Schadeneintritt erforderlichen Kosten;

 3) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
c) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.

5. Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien 
gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen vonei-
nander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. 
Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der 
durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen 
und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für 
die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass 
sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Auf-
grund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtli-
che Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6. Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten 
ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Par-
teien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der 
Versicherungsnehmer dies nach Kenntniserlangung dem Versicherer 
unverzüglich in Textform anzuzeigen.

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekomme-
nen Sache zurückerlangt, bevor die volle Entschädigung für diese 
Sache gezahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf  die Entschä-

digung, falls er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer 
zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte 
Zahlung zurückzugeben.

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung in voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt wor-
den ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung 
zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu 
stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb 
von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung 
des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf  dieser Frist 
geht das Wahlrecht auf  den Versicherer über.

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß weniger als 
den Versicherungswert betragen hat, so kann der Versicherungs-
nehmer die Sache behalten und muss sodann die Entschädigung 
zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen 
nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers 
nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einver-
nehmen mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu 
lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der 
Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedin-
gungsgemäßen Entschädigung entspricht.

4. Beschädigte Sachen

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Ver-
sicherungsnehmer die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe 
der Wiederherstellungskosten auch dann verlangen oder behalten, 
wenn die Sachen in den Fällen von Abs. 2 oder 3 bei ihm verbleiben.

5. Gleichstellung

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der 
Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu 
verschaffen.

6. Übertragung der Rechte

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte 
Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Versicherer den Be-
sitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm 
mit Bezug auf  diese Sachen zustehen.

§ 11 Wechsel der versicherten Sachen

Erhält der Versicherungsnehmer anstelle der im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Sache eine andere, jedoch technisch gleichwertige 
Sache, so besteht nach entsprechender Anzeige des Versicherungs-
nehmers hierfür vorläufige Deckung.

Die vorläufige Deckung endet
a) mit dem Abschluss des neuen Versicherungsvertrages oder
b) mit Beginn eines weiteren Vertrages über vorläufige Deckung mit 

gleichartigem Versicherungsschutz oder
c) mit der Beendigung der Vertragsverhandlungen,
spätestens jedoch nach 3 Monaten.

Abschnitt B

§ 12  Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 

oder seines Vertreters 

bis zum Vertragsschluss

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzei-
gen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer Fragen in Textform im Sinne des Sat-
zes 1 stellt.
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Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Abs. 1, 
so kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 19 – 21 VVG vom Ver-
trag zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsänderung vornehmen. 
Der Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei sein.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen, so sind gemäß § 20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist 
des Vertreters als auch die Kenntnis und Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen.

Das Recht des Versicherers den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglis-
tiger Täuschung anzufechten bleibt unberührt.

§ 13   Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; 

Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

des Einmal- oder Erstbeitrages

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in Abs 3 
zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit des einmaligen oder ersten Beitrages

Der einmalige oder erste Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufrechtes – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des verein-
barten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbe-
ginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist der einmalige oder erste Beitrag unverzüglich nach 
Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, 
nachdem die Zahlung bewirkt ist. Weicht der Versicherungsschein 
vom Antrag des Versicherungsnehmers oder von getroffenen Verein-
barungen ab, ist der einmalige oder erste Beitrag frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als 
erster Beitrag.

3.  Folgen verspäteter Zahlung oder 

Nichtzahlung des Einmal- oder Erstbeitrages

Wird der einmalige oder erste Beitrag nicht zu dem nach Abs. 2) maß-
gebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der Versicherer nach Maß-
gabe des § 37 VVG berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder auch 
leistungsfrei.

§ 14  Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
raum abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich 
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren 
zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer ge-
kündigt werden.

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Wegfall des versicherten Interesses

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

§ 15  Folgebeitrag

Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen 
Versicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitraumes bewirkt ist. Die Folgen nicht rechtzeitiger 
Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrages in 
Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.

§ 16  Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrages das Lastschriftverfahren vereinbart 
worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit 
des Beitrages für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere 
Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen 
werden können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschrift-
mandat in Textform zu kündigen.

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der 
Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und 
zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlage-
nen Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rech-
nung gestellt werden.

§ 17  Ratenzahlung

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu 
den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden 
sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder 
teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 18  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungspe-
riode oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder von An-
fang an wegen arglistiger Täuschung nichtig, so gebührt dem Ver-
sicherer der Beitrag oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der 
§§ 39 und 80 VVG.

§ 19  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalles 
alle vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegen-
heiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur 
Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des Versicherers wird mit 
Zugang wirksam.

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles
 1.  nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-

dens zu sorgen;
 2.  dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

49



 3.  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten;

 4.  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an 
dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschied-
liche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtge-
mäßem Ermessen zu handeln;

 5.  Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum un-
verzüglich der Polizei anzuzeigen;

 6.  dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis 
der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

 7.  das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Scha-
denstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer 
freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, 
ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besich-
tigung durch den Versicherer aufzubewahren;

 8.  soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – 
auf  Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;

 9.  vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Be-
schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

b) Steht das Recht auf  die vertragliche Leistung des Versicherers 
einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Abs. 2 a) 
ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Abs. 1 oder 
2, so ist der Versicherer nach Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leis-
tungsfrei.

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Ver-
sicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

§ 20  Gefahrerhöhung

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf  der Versicherungsnehmer 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt 
wird, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, 
wenn sie ohne seinen Willen eintritt. Im übrigen gelten die §§ 23 bis 27 
VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt sein, 
eine Vertragsänderung vornehmen oder auch leistungsfrei sein.

§ 21 Überversicherung

1.  Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten In-
teresses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der 
Versicherungsnehmer nach Maßgabe des § 74 VVG die Herabset-
zung der Versicherungssumme und des Beitrages verlangen.

2.  Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der 
Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 22 Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung 
unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Abs. 1), 
ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung be-
rechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird 
mit Zugang wirksam.

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt des 
Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Ver-
sicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles, noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen 
den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflich-
tet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung 
ihm nach seinem Vertrag obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen 
Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen 
Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so 
ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der 
Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen der Beitrag errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung 
gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-
ckung gegeben worden wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung

Eine Mehrfachversicherung kann auf  Verlangen des Versicherungs-
nehmers nach Maßgabe des § 79 VVG durch Aufhebung oder Herab-
setzung der Versicherungssumme des später geschlossenen Vertra-
ges beseitigt werden.

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und Anpassung des Beitrages werden zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

§ 23 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen 
Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die 
Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, 
wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Ver-
sicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte 
seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung 
der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers 
verlangen.
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3. Kenntnis und Verhalten

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 
von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungs-
nehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Ver-
sicherten nur dann zurechnen lassen, wenn der Versicherte Re-
präsentant des Versicherungsnehmers ist. Im übrigen gilt § 47 VVG.

§ 24  Übergang und Obliegenheiten zur Sicherung 

von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf  den Versicherer über, soweit der 
Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Per-
son, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, 
diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur 
Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der 
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang 
des Ersatzanspruchs auf  den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Ver-
sicherer nach Maßgabe des § 86 Abs. 2 VVG leistungsfrei.

§ 25 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertrags-
parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in 
Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätes-
tens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädi-
gung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungspe-
riode, wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 26  Keine Leistungspflicht aus besonderen 

Gründen

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für 
den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges 
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be-
trugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 als bewiesen.

§ 27  Anzeigen; Willenserklärungen; 

 Anschriftenänderungen

1. Form

So weit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem 
Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhält-
nis betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, 
in Textform abzugeben.

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträ-
gen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetz-
lichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen 
bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder 
seines Namens dem Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG An-
wendung.

§ 28  Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-
nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
a) des Abschlusses bzw. des Widerrufes eines Versicherungsvertra-

ges;
b) eines bestehenden Versicherungsverhältnisses einschließlich des-

sen Beendigung;
c) der Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertra-

ges und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer 
ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Ver-
sicherungsnehmer zu übermitteln.

§ 29  Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jah-
ren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der 
Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begrün-
denden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwi-
schen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 30  Zuständiges Gericht

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen 
Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 VVG.

§ 31  Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 

(VVG) und der Zivilprozessordnung (ZPO)

§ 13 Änderung von Anschrift und Name

(1) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugebende Willenserklärung die Absendung eines ein-
geschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift des Versicherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen. Die Sätze 1 und 2 sind im 
Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers entsprechend 
anzuwenden.
(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem Gewer-
bebetrieb genommen, ist bei einer Verlegung der gewerblichen Nie-
derlassung Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden.

§ 19 Anzeigepflicht

(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss 
des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie-
ßen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Textform ge-
fragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsan-
nahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ab-
satz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.
(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen.
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 
Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf  Verlan-
gen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versicherungs-
nehmer nicht zu vertretenden Pflichtverletzung ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf  die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte.
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsän-
derung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in 
der Mitteilung auf  dieses Recht hinzuweisen.

§ 20 Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Ver-
sicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer 
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

§ 21 Ausübung der Rechte des Versicherers

(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung 
der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung seiner 
Rechte die Umstände anzugeben, auf  die er seine Erklärung stützt; er 
darf  nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf  einen Um-
stand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet.
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen 
nach Ablauf  von fünf  Jahren nach Vertragsschluss. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt, be-
läuft sich die Frist auf  zehn Jahre.

§ 22 Arglistige Täuschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt.

§ 23 Gefahrerhöhung

(1) Der Versicherungsnehmer darf  nach Abgabe seiner Vertragserklä-
rung ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vor-
nehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Ein-
willigung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen.
(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsneh-
mers eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er 
die Gefahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

§ 24 Kündigung wegen Gefahrerhöhung

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 
Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Verpflichtung 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung 
auf  einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.
(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 
der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand wie-
derhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

§ 25 Beitragserhöhung wegen Gefahrerhöhung

(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen für diese hö-
here Gefahr entsprechenden Beitrag verlangen oder die Absicherung 
der höheren Gefahr ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes 
gilt § 24 Abs. 3 entsprechend.
(2) Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren 
Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungs-
nehmer in der Mitteilung auf  dieses Recht hinzuweisen.

§ 26 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Be-
weislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die An-
zeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, es sei denn, 
dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt be-
kannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der Anzei-
gepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf  Vorsatz beruht; im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 Satz 2.
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(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet,
1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Ver-
sicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war, oder
2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht er-
folgt war.

§ 27 Unerhebliche Gefahrerhöhung

Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche 
Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als ver-
einbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein 
soll.

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit

(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Ver-
sicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung be-
ruht nicht auf  Vorsatz oder auf  grober Fahrlässigkeit.
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer 
vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit 
nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er nur leistungsfrei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegen-
heit arglistig verletzt hat.
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf  diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat.
(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist un-
wirksam.

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstbeitrag

(1) Wird der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, 
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt 
vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten.
(2) Ist der einmalige oder der erste Beitrag bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf  diese 
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages aufmerksam gemacht 
hat.

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgebeitrag

(1) Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf  dessen Kosten in Textform 
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrages, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit dem Fris-
tablauf  verbunden sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die 
Beträge jeweils getrennt anzugeben.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf  ein und ist der Ver-
sicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung des Beitrages oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet.
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf  den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 

Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann 
mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie 
mit Fristablauf  wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu die-
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf  ist der Versiche-
rungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündi-
gung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf  die 
Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung

(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf  
der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das Ver-
sicherungsverhältnis durch Rücktritt auf  Grund des § 19 Abs. 2 oder 
durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung be-
endet, steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer nach 
§ 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr ver-
langen.
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versiche-
rungsnehmer den auf  die Zeit nach der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses entfallenden Teil des Beitrages unter Abzug der für 
diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern.

§ 47 Kenntnis und Verhalten des Versicherten

(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 
von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen.
(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine 
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht mög-
lich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, 
dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen worden 
ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsnehmer 
den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei Ver-
tragsschluss dem Versicherer nicht angezeigt hat, dass er den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten schließt.

§ 74 Überversicherung

(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten In-
teresses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei ver-
langen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der Überver-
sicherung unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrages mit 
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, sich 
aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht der Beitrag 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründen-
den Umständen Kenntnis erlangt.

§ 79 Beseitigung der Mehrfachversicherung

(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehr-
fachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen 
der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrages auf  den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versiche-
rungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem 
Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versiche-
rungssummen und des Beitrages verlangen.

§ 80 Fehlendes versichertes Interesse

(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrages ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 
nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse bei einer Versiche-
rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges 
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Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch 
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen 
können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 
Kenntnis erlangt hat.
(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in 
der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht 
der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 82 Abwendung und Minderung des Schadens

(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles 
nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen.
(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat 
der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu han-
deln.
(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer.
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 83 Aufwendungsersatz

(1) Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers 
nach § 82 Abs. 1 und 2, auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu 
erstatten, als der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für 
geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendungen 
erforderlichen Betrag auf  Verlangen des Versicherungsnehmers vor-
zuschießen.
(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Aufwendungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen.
(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den 
Weisungen des Versicherers macht, sind auch insoweit zu erstatten, 
als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die Versiche-
rungssumme übersteigen.
(4) Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der Fütterung und 
der Pflege sowie die Kosten der tierärztlichen Untersuchung und Be-
handlung nicht zu den vom Versicherer nach den Absätzen 1 bis 3 zu 
erstattenden Aufwendungen.

§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf  den Versicherer über, soweit der 
Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur 
Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der 
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist 
der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge 
dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Be-
weislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.
(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen 
eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Ge-

meinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

§ 95 Veräußerung der versicherten Sache

(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 
tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 
Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.
(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag, der auf  
die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungspe-
riode entfällt, als Gesamtschuldner.
(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich 
gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat.

§ 215 Gerichtsstand

(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat. Für Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses Ge-
richt ausschließlich zuständig.
(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf  Widerklagen der ande-
ren Partei nicht anzuwenden.
(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich die-
ses Gesetzes verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent-
halt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.

Zivilprozessordnung (ZPO)

§ 13 Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes

Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz 
bestimmt.

§ 17 Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen

(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen 
sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen 
Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmassen, 
die als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz bestimmt. 
Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die Verwal-
tung geführt wird.
(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem 
Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als 
solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes.
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimm-
ten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise beson-
ders geregelter Gerichtsstand zulässig.

§ 21 Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung

(1) Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines 
anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Ge-
schäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die 
auf  den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem 
Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befin-
det.
(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden ver-
sehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirtschaften, 
soweit diese Klagen die auf  die Bewirtschaftung des Gutes sich bezie-
henden Rechtsverhältnisse betreffen.

§ 29 Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsorts

(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen 
Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige 
Verpflichtung zu erfüllen ist.
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zustän-
digkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristische Personen 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen 
sind.

54



Besondere Vereinbarung zur Elektronik- und Ertragsausfall-Versicherung 
von netzgekoppelten Photovoltaikanlagen (PVA) 2010

VHV Allgemeine Versicherung AG
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1 Gegenstand der Versicherung

 1.1  Elektronik-Versicherung

   Unter den Versicherungsschutz fallen sämtliche zur stationär 
installierten und gewerblich genutzten Photovoltaikanlage 
(Stromerzeugung) gehörende Teile, insbesondere bestehend 
aus folgenden Einzelkomponenten:

  –  Einspeise- und Erzeugungszähler,
  –  Gleich- und Wechselstromverkabelungen,
  –  Hausverteilerkästen (nur in Verbindung mit einem Scha-

den an der versicherten Photovoltaikanlage),
  –  Modultragkonstruktionen,
  –  Montageset, wie z. B. Anschluss-, Befestigungs- und Ver-

bindungssets,
  –  Solarmodule,
  –  Trafos
  –  Überspannungsschutzeinrichtungen (Blitzschutz),
  –  Wechselrichter
   sowie die erforderlichen Installations- und Montagekosten, 

sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt.

   Als Montageort gelten Dächer und/oder Fasssaden von pri-
vat und/oder gewerblich genutzten Gebäuden.

   Für Freiflächenanlagen ist ein besonderer Antrag mit ausge-
fülltem Fragebogen erforderlich.

 1.2  Ertragsausfall-Versicherung

   Der Versicherer leistet darüber hinaus Entschädigung, wenn 
die technische Einsatzmöglichkeit der gemäß Ziffer 1.1 ver-
sicherten Anlage durch einen dem Grunde nach versicherten 
Sachschaden unterbrochen oder beeinträchtigt wird. Hierbei 
ersetzt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den da-
durch entstandenen Ertragsausfall gemäß Ziffer 7.4.

 1.3  Versicherungsschutz besteht auch für Anlagen, die ganz 
oder teilweise in Eigenregie des Versicherungsnehmers 
montiert wurden. Die Installation hat nach den anerkannten 
Regeln der Technik zu erfolgen und die Anlage muss vor der 
Netzeinspeisung durch einen Fachbetrieb abgenommen 
werden.

 1.4  Nicht versichert gelten Prototypen und Anlagen auf  Gebäu-
den mit weicher Dachung (Bauartklassen IV und V).

2 Versicherungsort

  Versicherungsschutz besteht innerhalb der im Versicherungsver-
trag genannten Standorte.

  Ergänzend zu Abschnitt A § 4 ABE besteht Versicherungsschutz 
auch außerhalb des Versicherungsortes, soweit Teile der ver-
sicherten Anlage zum Zweck von Reparatur- oder Überholungs-
maßnahmen bewegt oder transportiert werden müssen.

3 Versicherungssumme, Vorsorge, Mehrwertsteuer

 3.1  Elektronik-Versicherung

   Für die Bildung der Versicherungssumme ist die jeweilige In-
vestitionssumme der Photovoltaikanlage im Neuzustand ein-
schließlich aller Bezugs- und Installationskosten maßge-
bend.

   Für alle während des jeweiligen Versicherungsjahres vorge-
nommenen Anlagenerweiterungen gilt eine Vorsorge in Höhe 
von 20 % der zuletzt dokumentierten Versicherungssumme 
vereinbart, maximal 25.000 EUR.

   Sofern der Versicherungsnehmer nicht vorsteuerabzugsbe-
rechtigt ist und im Schadenfall die Mehrwertsteuer ebenfalls 
ersetzt werden soll, ist dies bei Bildung der Versicherungs-
summe zu berücksichtigen.

 3.2  Ertragsausfall-Versicherung

   Bei Anlagen ab 50 kWp wird eine Jahresertragsausfall-
Versicherungssumme gebildet aus der gemessenen bzw. 
 geschätzten Stromerzeugung im Jahr (kWh) je kWp, multi-
pliziert mit dem Vergütungssatz des „Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG)“ entsprechend der jeweiligen Anlagenleis-
tung und Montageart.

4 Auf “Erstes Risiko” versicherte Kosten

 4.1  Für die im Abschnitt A § 6 Abs. 3 ABE genannten Kostenar-
ten ersetzt der Versicherer bis zu 15.000 EUR je Kostenart 
und Schadenereignis auf  “Erstes Risiko”.

 4.2  Zusätzlich zu den im Abschnitt A § 6 Abs. 3 ABE genannten 
Kostenarten gelten folgende bis zu 5.000 EUR je Kostenart 
und Schadenereignis versichert:

   a) Feuerlöschkosten
    Hierzu zählen insbesondere die Löschmittel, das Wieder-

auffüllen der Feuerlöscheinrichtungen und sonstige Auf-
wendungen, die der Versicherungsnehmer zur Brandbe-
kämpfung für geboten halten durfte. Auch Aufwendungen 
für Leistungen der Feuerwehren oder anderer im öffent-
lichen Interesse zur Hilfeleistung Verpflichteter zählen 
dazu.

   b) Gebäudebeschädigungen
    Mitversichert gelten De- und Remontagekosten, die unab-

hängig von einem versicherten Schaden an der Anlage 
dadurch anfallen, dass ein Sachschaden am Gebäude, 
auf  dem die versicherte Anlage installiert ist, behoben 
werden muss.

   c) Schadenbedingte Arbeiten an Dächern und Fassaden
    Mitversichert gelten Reparaturarbeiten an Dächern und 

Fassaden, die als Folge eines ersatzpflichtigen Schadens 
an der versicherten Photovoltaikanlage notwendig gewor-
den sind.

   d) Schadensuchkosten
    Mitversichert gelten anfallende Kosten, um die Schaden-

ursache zu lokalisieren bzw. aufzuspüren.

5 Versicherte Schäden und Gefahren

 5.1  Der Versicherer leistet Entschädigung gemäß den Ziffern 7, 
8 und 9, wenn die versicherten Sachen gemäß Ziffer 1.1 
 infolge eines dem Grunde nach Abschnitt A § 2 Abs. 1 ABE 
versicherten Schadens beschädigt, zerstört oder entwendet 
werden. Hierzu zählen u. a. auch Schäden durch

  – Hagel, Schneedruck und Eis
  – Tierbiss.

 5.2  Bei landwirtschaftlichen Gebäuden gilt das Feuerrisiko 
gemäß Abschnitt A § 2 Abs. 5 c) ABE nur dann versichert, 
wenn es vertraglich vereinbart wurde.

 5.3  Bei Gebäuden mit gewerblicher Holzver- und -bearbeitung 
gilt das Feuerrisiko gemäß Abschnitt A § 2 Abs. 5 c) ABE 
ausgeschlossen.
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6 Anlagen ausländischer Herkunft

  Sofern nichts anderes vereinbart ist, leistet der Versicherer an An-
lagen ausländischer Herkunft oder Teilen davon Ersatz nur in dem 
Umfang, wie dies bei einer in Deutschland hergestellten Anlage 
mit gleichwertigen Eigenschaften notwendig wäre.

7 Entschädigungsleistungen

 7.1  Elektronik-Versicherung
   Der Versicherer leistet Entschädigung gemäß Abschnitt A 

§ 7 ABE. Die Bestimmungen des Abschnitt A § 2 Abs. 2 ABE 
gelten auch für die versicherten Photovoltaik-Module und 
elektronischen Bauteile der versicherten Sachen.

 7.2  Entschädigt werden auch kurzfristige Preissteigerungen zwi-
schen Schadentag und Auslieferung bis zur Höhe von 20 % 
der zuletzt dokumentierten Versicherungssumme.

 7.3  Sind für die versicherten Module nach einem Schadenfall se-
rienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu beziehen, 
so leistet der Versicherer wie folgt: Ersetzt werden die vom 
Sachschaden betroffenen Module durch Module der aktuel-
len Nachfolgegeneration, mit identischen oder vergleichba-
ren Leistungs- und Produkteigenschaften, soweit diese wie-
derbeschafft wurden. Module, die nicht vom Schaden 
betroffen sind, aber dennoch aus welchen Gründen auch 
immer ausgetauscht werden müssen, sind nicht Gegenstand 
dieser Versicherung.

   Abschnitt A § 7 Abs. 4 b) ABE gilt nicht.

 7.4  Ertragsausfall-Versicherung
   Der Versicherer ersetzt den Ertragsausfall, der dem Ver-

sicherungsnehmer aufgrund von Schadenereignissen 
gemäß Abschnitt A § 2 Abs. 1 ABE entstanden ist, wie folgt:

   a)  Für Anlagen mit einer Anlagenleistung bis 50 kWp erfolgt 
eine pauschale Entschädigung im Teil- und Totalschaden-
fall bis zu 2,00 EUR je kWp und Tag, maximal jedoch die 
im Ausfallzeitraum erzielbare Einspeisevergütung.

   b)  Für Anlagen ab einer Anlagenleistung von 50 kWp erfolgt 
bei Totalausfall eine pauschale Berechnung aus dem zu 
vergütenden Tagessatz, der sich aus der Jahresertrags-
ausfall-Versicherungssumme ergibt, multipliziert mit der 
Anzahl der Ausfalltage und gewichtet nach folgenden Fak-
toren:

   –  1,7 in den Monaten Juni bis August
   –  1,3 in den Monaten April, Mai und September
   –  0,5 in den Monaten Oktober bis März.

   c)  Bei Teilschäden der Anlage wird der nicht erlöste Ertrag 
aus dem Verhältnis des beschädigten zum unbeschädig-
ten Anlagenteil ermittelt. Grundlage hierfür sind die Ab-
rechnungsunterlagen des Energieversorgungsunterneh-
mens.

   Der Versicherer haftet nicht, soweit der Unterbrechungs-
schaden vergrößert wird durch behördlich angeordnete Wie-
deraufbau- oder Betriebsbeschränkungen, oder weil dem 
Versicherungsnehmer infolge der fehlenden technischen Er-
satzmöglichkeit von Anlagen und Geräten oder eines Scha-
dens an Gebäuden nicht genügend Kapital zur Verfügung 
steht.

   Für Unterbrechungsschäden an Sachen ausländischer Her-
kunft leistet der Versicherer Entschädigung nicht, soweit der 
Unterbrechungsschaden darauf  beruht, dass die Wiederher-
stellung länger dauert, als die Wiederherstellung einer in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellten Sache mit gleich-
wertigen Eigenschaften.

8 Haftzeit

  Der Versicherer haftet für den Unterbrechungsschaden für drei 
Monate, bei Anlagen mit einer Anlagenleistung ab 50 kWp sechs 
Monate.

  Die Haftzeit beginnt mit dem Zeitpunkt, von dem an der Schaden 
für den Versicherungsnehmer frühestens erkennbar war, spätes-

tens jedoch mit Beginn des Unterbrechungsschadens bzw. mit 
Eingang der Anzeige beim Versicherer gemäß Ziffer 12.2.

9 Selbstbehalt

 9.1  Elektronik-Versicherung
   Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errech-

nete Betrag wird je Versicherungsfall um den vertraglich ver-
einbarten Selbstbehalt gekürzt.

 9.2  Ertragsausfall-Versicherung
   Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errech-

nete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt 
von zwei Ausfalltagen gekürzt.

10 Verhältnis zu anderen Versicherungsverträgen

  Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit für den Versi-
cherungsfall eine Leistung aus einem anderen Versicherungsver-
trag des Versicherungsnehmers beansprucht werden kann.

11 Ausschluss von Terrorakten

  Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf  mitwirkende Ursachen 
keine Entschädigung für Schäden durch Terrorakte. Terrorakte 
sind jegliche Handlungen von Personen oder Personengruppen 
zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer, ideologischer 
oder ähnlicher Ziele, die geeignet sind, Angst und Schrecken in 
der Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu verbreiten und 
dadurch auf  eine Regierung oder staatliche Einrichtungen Ein-
fluss nehmen.

12 Obliegenheiten

 12.1 Elektronik-Versicherung

   Im Interesse der Schadenverhütung hat der Versicherungs-
nehmer, wie auch seine Repräsentanten, alle gesetzlichen, 
behördlichen und vereinbarten Sicherheitsvorschriften, wie 
auch die vereinbarten Obliegenheiten vor und nach dem Ver-
sicherungsfall, einzuhalten.

   Dies gilt vor allem für die vom Photovoltaik-Anlagenhersteller 
vorgegebenen Vorschriften und Hinweise zur Installation, 
Wartung und Pflege der versicherten Anlage, des mitver-
sicherten Zubehörs, wie auch für die vom Fachhandel instal-
lierten Blitzschutz- und Überspannungsschutzeinrichtungen. 
Abgeschlossene Wartungsverträge zwischen Versicherungs-
nehmer und Gerätehersteller bzw. Lieferant sind vertragsge-
mäß einzuhalten. Dies gilt u. a. auch für das Dach, auf  dem 
die Anlage installiert ist; der Versicherungsnehmer hat das 
Dach stets im ordnungsgemäßen Zustand zu halten.

 12.2 Ertragsausfall-Versicherung

   Der Versicherungsnehmer hat jeden Sachschaden an der 
versicherten Anlage, der einen Unterbrechungsschaden ver-
ursachen könnte, dem Versicherer innerhalb von 24 Stunden 
nach Eintritt anzuzeigen. Erfolgt die Anzeige nach dieser 
Frist, so beginnt die Berechnung des Ertragsausfalls frühes-
tens mit dem Eingang der Anzeige beim Versicherer.

   Schäden durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder 
Plünderung hat er darüberhinaus der zuständigen Polizei-
dienststelle anzuzeigen und dort unverzüglich ein Verzeich-
nis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen.

   Der Versicherungsnehmer hat den Unterbrechungsschaden 
nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei 
die Weisungen des Versicherers zu befolgen. Er hat, soweit 
die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen, 
einem Beauftragten des Versicherers alle erforderlichen Un-
tersuchungen über Ursachen und Höhe des Unterbre-
chungsschadens zu gestatten, dem Versicherer auf  Verlan-
gen alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, dem 
Versicherer Einsicht in die Geschäftsbücher, Inventuren und 
Bilanzen sowie Hilfsbücher, Rechnungen und Belege über 
den Geschäftsgang während des laufenden Geschäftsjahrs 
und gegebenenfalls der drei Vorjahre zu gewähren.
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Tarifbestimmungen

1       Beitragsumstufung während der Vertragslauf-
zeit aufgrund des Gebäudealters

         Neue und kernsanierte Gebäude erhalten im ersten
Jahr einen Neubaunachlass i.H.v. 55% auf den
Grundbeitrag. Der Nachlass baut sich kontinuierlich
über 20 Jahre ab (siehe Indextabelle). Bei zusätzlich
zum Grundversicherungsschutz gewählten und bei-
tragspflichtigen Einschlüssen werden die Indices
nicht berücksichtigt.

         Maßgebend für die Beitragseinstufung eines Neuver-
trages ist das Alter des Gebäudes zu Beginn einer
jeden Versicherungsperiode. In den ersten 20 Gebäu-
dealtersjahren ergeben sich zu jeder Hauptfälligkeit
Anpassungen des Beitrags. Hierbei wird das Gebäu-
dealter als Differenz der vollen Jahre zwischen dem
jeweiligen Versicherungsjahr (Hauptfälligkeit des Ver-
trages) und dem Jahr der ersten Bezugsfertigstellung
des versicherten Gebäudes (Baujahr) bestimmt. 

         Im Falle einer Kernsanierung des Gebäudes tritt
dieser Zeitpunkt an die Stelle des ersten Bezugsfer-
tigstellungszeitpunktes für die Einstufung in die
Altersgruppenstaffel. 

         Bei Teilsanierungsmaßnahmen (Leitungswassersys-
tem und/oder Elektrik und/oder Dach) wird das
Gebäude entsprechend dem Zeitpunkt der durchge-
führten (Teil-) Maßnahme je Gefahr in die entspre-
chende Altersgruppenstaffel (Leitungswasser, Feuer,
Sturm/Hagel) eingestuft. 

         Kern- und/oder Teilsanierungen werden während der
Vertragslaufzeit nur dann berücksichtigt, wenn Be -
ginn und Abschluss dieser Maßnahmen dem Ver-
sicherer spätestens innerhalb eines Monats nach
deren Beginn und Abschluss schriftlich angezeigt
werden. Für den Zeitraum vor Eingang der Fertigstel-
lungsanzeige einer Kernsanierungsmaßnahme kann
deren Berücksichtigung bei der Berechnung eines
laufenden Beitrages nicht beansprucht werden. 

1.1    Indexstaffel
         Abbildung der Nachlässe entsprechend des Ge -

bäudealters. Die Beiträge passen sich während
der Vertragslaufzeit dem Gebäudealter gemäß der
Indextabellen an. Bei Teilsanierung wird der Nach-
lass nur auf die entsprechende Gefahr (z.B. Sanie-
rung des Leitungswassernetzes = Nachlass auf
Grundbeitragssatz Leitungswasser) berechnet.

2       Mindestbeitrag
         Wohngebäudeversicherung
         Der Mindestbeitrag beträgt in allen Tarifzonen für 
         eine Police                                          40 EUR (netto)

         Auf den Mindestbeitrag zur Wohngebäudeversi-
cherung wird die gesetzliche Versicherungsteuer
hinzugerechnet. 

         Der Mindestbeitrag kann nicht unterschritten werden.

3       Konditionsdifferenzdeckung
         Die Abrechnung der Konditionsdifferenzdeckung er-

folgt prt.

4       Ratenzahlung 
         Der Ratenzahlungszuschlag wird aus dem Jahres-

beitrag berechnet und beträgt bei 

         halbjährlicher Zahlung            3 %
         vierteljährlicher Zahlung          5 %
         monatlicher Zahlung               8 %

         Monatliche Zahlungsweise ist nur bei Vereinbarung
des Lastschriftverfahrens möglich. 

5       Gefahrerhebliche Umstände
         Der Beitrag in der Wohngebäudeversicherung rich-

tet sich nach gefahrerheblichen Umständen. Hierzu
zählen alle Umstände, zu denen der Versicherer im
Antrag Angaben verlangt, es sei denn sie werden
nur für statistische Erhebungen benötigt, worauf im
Antrag besonders hingewiesen wird. Diese werden
nach finanz- und versicherungsmathematischen
Methoden kalkuliert und miteinander verknüpft

         Gefahrerhebliche Umstände sind zum Beispiel:
         –   Vorhandensein weiterer Versicherungsverträge

bei der VHV
         –   Ort, an dem das zu versichernde Ein-, Zweifami-

lien- oder Mehrfamilienhaus gelegen ist
         –   Bauart des Gebäudes
         –   Alter des Gebäudes
         –   Art der Nutzung des Gebäudes (rein zu privaten

Wohnzwecken oder auch gewerblich genutzte
Flächen)

6       Versicherungsteuer und Gebühren
         Alle genannten Beiträge verstehen sich zuzüglich

der gesetzlichen Versicherungsteuer. Nebengebüh-
ren (z.B. für Ausfertigung der Versicherungsscheine)
werden nicht erhoben.
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Tarifbestimmungen für die verbundene Wohngebäude-, 
die Elementar- und die Glasversicherung

                                                Indextabelle (Nachlass je Gefahr)

      Gebäudealter             Feuer       Leitungswasser     Sturm/Hagel

                0
(Jahr der Fertigstellung)                55 % – Punkte  (Index 45)

                1                            – 52,25 % – Punkte  (Index 47,75)

                2                              – 49,5 % – Punkte  (Index 50,5)

                3                            – 46,75 % – Punkte  (Index 53,25)

                4                                 – 44 % – Punkte  (Index 56)

                5                            – 41,25 % – Punkte  (Index 58,75)

                6                              – 38,5 % – Punkte  (Index 61,5)

                7                            – 35,75 % – Punkte  (Index 64,25)

                8                                 – 33 % – Punkte  (Index 67)

                9                            – 30,25 % – Punkte  (Index 69,75)

                10                              – 27,5 % – Punkte  (Index 72,5)

                                                Indextabelle (Nachlass je Gefahr)

      Gebäudealter             Feuer       Leitungswasser     Sturm/Hagel

                11                           – 24,75 % – Punkte (Index 75,25)

                12                                – 22 % – Punkte (Index 78)

                13                           – 19,25 % – Punkte (Index 80,75)

                14                             – 16,5 % – Punkte (Index 83,5)

                15                           – 13,75 % – Punkte (Index 86,25)

                16                                – 11 % – Punkte (Index 89)

                17                           – 8,25 % – Punkte (Index 91,75)

                18                             – 5,5 % – Punkte (Index 94,5)

                19                           – 2,75 % – Punkte (Index 97,25)

                20                                0 %    (Index 100)



58

7       Selbstbeteiligungen
         Verbundene Wohngebäudeversicherung
         Folgende Selbstbeteiligungen können fakultativ ver -

einbart werden:
         250 EUR
         500 EUR
         Je nach Höhe der gewählten Selbstbeteiligung wer-

den Nachlässe auf den Grundbeitrag berechnet.

         Die bedingungsgemäßen obligatorischen Selbstbe-
teiligungen sind zu beachten (siehe Produktüber-
sicht und Verbraucherinformationen.

         Wohngebäudeversicherung zum Zeitwert (wäh-
rend der Sanierungsphase) auf Grundlage der
AFB 2008 – Fassung 2008

         Es kann keine Selbstbeteiligung vereinbart werden

         Erweiterte Elementarschadenversicherung
         Folgende Selbstbeteiligung ist obligatorisch verein-

bart:
         Je Schadenereignis 10 % des Schadens, mindes-

tens 250 EUR, maximal 5.000 EUR. 

         Bündelnachlass und Berufsgruppe Öffentlicher
Dienst

         Entfallen

8       Bauweise der Gebäude
         Bauartklassen (BAK)

Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf  die se
ein Anteil von mehr als 30 % entfällt.

         Fertighausgruppen

Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf  die se
ein Anteil von mehr als 30 % entfällt.

hart
(z. B. mit Ziegel, 
Schiefer, Betonplatten,
Metall, gesandete
 Dachpappe)

weich
(Holz, Ried, Schilf,
Stroh o. ä.)

Klasse     Außenwände                                    Dacheindeckung

I               Massiv (Mauerwerk, Beton)

II              Stahl- oder Holzfachwerk mit
Stein- oder Glasfüllung, Stahl-
oder Stahlbeton-Konstruktion
mit Wandplattenverkleidung 
aus nicht brennbarem Material
(z. B. Profilblech, kein Kunststoff)

III             Holz, Holzfachwerk mit Lehm-
füllung, Holzkonstruktion mit
Verkleidung jeglicher Art, Stahl-
oder Stahlbetonkonstruktion
mit Wandplattenverkleidung
aus Holz, Kunststoff
Gebäude mit einer oder mehre-
ren offenen Seiten

IV             wie Klasse I oder II

V              wie Klasse III

hart
(z. B. mit Ziegel, 
Schiefer, Betonplatten,
Metall, gesandete
 Dachpappe)

Gruppe    Außenwände                                    Dacheindeckung

I               In allen Teilen – einschließlich 
der tragenden Konstruktion – 
aus feuerbeständigen Bauteilen 
(massiv)

II              Fundament massiv, tragende 
Konstruktion aus Stahl, Holz, 
Leichtbauteilen oder dergleichen, 
außen mit feuerhemmenden Bau-
teilen bzw. nicht brennbaren Bau-
stoffen verkleidet (z. B. Putz, 
Klinkersteine, Gipsplatten, 
Asbestzement, Profilblech, 
kein Kunststoff)

III             Wie Gruppe II, jedoch ohne 
feuerhemmende Ummantelung 
bzw. Verkleidung



Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover 
Telefon: +49 (0)511.907– 0
E-Mail-Adresse: service@vhv.de.
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@vhv.de
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre 
Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken 
mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 27 BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–  zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV-Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen,

–  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetz-
licher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuer-
rechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts grund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege lun gen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 

Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns einsetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, die Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schrift form zukommen lassen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z. B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u. a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geld wäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin). Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.

5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
 Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
 Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz geregelt 
sind. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 

6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an  service@vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie 
ebenfalls unter der o. g. Adresse geltend machen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Die Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover. 

7. Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH, Krenzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs.1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:

Einmeldung:
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 

Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages oder 
Regulierung eines Schadens, richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 
Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falls relevant sind. 
Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer 
HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über 
Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl 
auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch auf dem Erlaubnistatbe-
stand der Vertragsdurchführung (Art. 6 Abs.1 b) und f) DSGVO).
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage widerspre-
chen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.00
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8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme 
eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Anga-
ben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu kön-
nen, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen 
Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers 
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung (Art. 6 Abs.1 b) und 
f) DSGVO).
9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung auf Grund unserer 
berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleister-
liste.
10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-

handen sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. 
Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, 
entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsprämie. 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespei-
cherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrages erfolgt nach den jeweiligen Versiche-
rungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.
In der KFZ-Versicherung gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei 
negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, Eidesstattliche Versicherung oder 
Insolvenzverfahren = sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in 
der Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Min-
destdeckung.
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